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 Klimaschutz: Die 
soziale Frage des 
21. Jahrhunderts 

Je ärmer und je geringer der 
ökologische Fußabdruck, desto 
stärker leiden die Menschen an 
den Folgen der Erderhitzung. Das 
ist im Pazifik nicht anders als im 
reichen Deutschland. Zugleich 
profitieren aber vor allem finan-
ziell Bessergestellte – trotz weit 
überdurchschnittlichem CO2-
Ausstoß – von staatlichen Inves-
titionen in den Klimaschutz, egal 
ob auf dem Immobilienmarkt 
oder beim Autokauf.  
 
Angesichts dieses Gerechtigkeits-
paradoxes wundert es kaum, 
dass der so dringend notwendige 
Klimaschutz nicht nur ökologi-
schen, sondern auch sozialen 
Konfliktstoff bietet: Was jedoch 
ist wichtiger? Artenschutz oder 
Energiegewinnung? Bezahlbare 
Wohnungen oder Einhaltung der 
selbst gesetzten Klimaschutzzie-
le? Der Verzicht auf Fleisch und 
Currywurst in Kita und Kantine 
oder der soziale Friede?  
 
Als sich die AG Soziales Ham-
burg und die Evangelische Aka-
demie der Nordkirche im Herbst 
2021 auf »Klimapolitik und Un-
gleichheit« als Thema für die 12. 
Konferenz zur sozialen Spaltung 
verständigten, ahnte niemand, 
wie sehr es anderthalb Jahre 
später in aller Munde sein sollte. 
Inzwischen ist in der breiten 

Öffentlichkeit unstrittig – und in 
der Politik durch stete Wiederho-
lung fast schon wieder eine in-
haltsleer erscheinende Formel – 
dass Klimaschutz nicht mehr nur 
eine ökologische, sondern in 
gleichem Maße auch eine soziale 
Frage ist. Das haben insbesonde-
re die Folgen des russischen 
Kriegs in der Ukraine für den 
deutschen Energiemarkt allen 
eindringlich vor Augen geführt, 
unabhängig davon, ob sie zur 
Miete wohnen oder in den eige-
nen vier Wänden. Doch was be-
deutet das konkret, wenn Klima-
politik sich auf dem sozialen Au-
ge nicht als blind erweisen soll? 
Woran scheiterte bislang eine 
kohärente Strategie? Lassen uns 
aktuell die Folgen des Kriegs in 
der Ukraine, lässt uns vor allem 
aber der Zustand des Planeten 
hierfür überhaupt noch Zeit? 
 
Diesen Fragen ging die besagte 
Konferenz am 19. April d.J.  
einen ganzen Tag lang auf Einla-
dung der Akademie sowie der 
AG Soziales Hamburg nach. Da-
rin haben sich neben der Aka-
demie u.a. Forschungsbereiche 
der Hamburger Hochschulen und 
die Lawaetz-Stiftung zusammen-
geschlossen. Als Mitwirkende 
konnten erfreulicherweise nam-
hafte Referenten gewonnen wer-
den, wie etwa die Soziologen 
Prof. Dr. Klaus Dörre und Prof. 
Dr. Sighard Neckel sowie der aus 
Brasilien stammende und seit 
langem in Hamburg lehrende 

Leitautor des letzten Weltklima-
berichts, Prof. Dr. Walter Leal.  
 
Es folgten drei Workshops: Der 
eine natürlich zum Thema 
»Wohnen«, der zweite zu Her-
ausforderungen für die Stadtteil-
arbeit und schließlich ein dritter, 
der sich mit der Wahrnehmung 
von Klimaschutz als ein ver-
meintliches »Elitenprojekt« und 
mit politischen Gegenstrategien 
hierzu auseinandersetzte. Daran 
schloss sich schließlich ein lan-
ges Abschlussplenum an, in dem 
u.a. der Hamburger Umweltsena-
tor Jens Kerstan auf Thesen Sig-
hard Neckels über soziale Kon-
flikte im Streit um nachhaltige 
Lebensführung reagierte. Gleich-
falls pointiert brachte ferner die 
frühere schleswig-holsteinische 
Sozialministerin und heutige 
Geschäftsführende Vorständin 
des Paritätischen Wohlfahrtsver-
bandes Hamburg, Kristin Alheit, 
ihre politische Expertise aus ver-
schiedenen Ämtern ein.  
 
Mehr über die Konferenz, insbe-
sondere das Tagungsprogramm, 
aber auch über alle früheren 
Konferenzen zur sozialen Spal-
tung findet sich auf der dafür 
eingerichteten Webseite: 
www.hamburg-stadtfüralle.de  
 
 
Jürgen Heilig, Evangelische 
Akademie der Nordkirche 
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Zum Vortrag »Wie der Klimawandel die Ungleichheiten 
verschärft – global und lokal« von Prof. Dr. Walter Leal 

Claudia Herzog 

Der Text fasst den zu Beginn der Tagung »Kli-
mawandel und Ungleichheit« gehaltenen Vor-
trag in Form eines Berichtes zusammen. 

Es ist schon frappierend: Die, die am wenigsten 
für den Klimawandel verantwortlich sind, weil sie 
weder Villen, Swimmingpools noch Sportwagen 
besitzen und auch nicht regelmäßig per Flugzeug 
Kurzstrecken zurücklegen, sind dennoch am 
stärksten von seinen Auswirkungen betroffen. 
Eindrücklich führte der Hamburger Klimaexperte 
Walter Leal in seinem Auftaktreferat zur Konfe-
renz diesen Zusammenhang vor Augen. Der ge-
bürtige Brasilianer lebt seit über zwei Jahrzehn-
ten in Hamburg und hat an der dortigen Hoch-
schule für Angewandte Wissenschaften (HAW) 
einen der ältesten deutschen Professuren im Be-
reich der Nachhaltigkeitsforschung inne. Zudem 
gehörte der Wissenschaftler zu den Leitautoren 
des sechsten Weltklimaberichts, dessen Schluss-
kapitel gerade ein Monat vor der Konferenz veröf-
fentlicht worden war. 

Mit Blick auf die fortschreitend alarmierenden 
Ergebnisse des Berichts zum Zustand des planeta-
ren Klimas zeigt sich Leal mehr als skeptisch: 
»Wir bewegen uns voran, aber wir haben keine 
Zeit.« Seit mehr als drei Jahrzehnten versuche der 
Weltklimarat (IPCC), der auch die regelmäßig 
erscheinenden und höchst umfangreichen Status-
berichte herausgibt, das Thema Klimawandel auf 
die politische Agenda der Staaten zu setzen. Er-
folg? Bestenfalls mäßig und in Augen vieler 
höchst unzureichend.  

Wenn, so sieht es Leal, die Staaten ihre Kohlen-
dioxidemissionen nicht in den Griff bekommen, 
dann wird sich die globale Durchschnittstempera-
tur gegenüber der vorindustriellen Zeit nicht auf 
zwei, sondern sogar auf knapp vier Grad erhö-
hen: 

 

   Quelle: Vortrag Prof. Dr. Walter Leal 

 
»Es wäre eine Katastrophe«, stellt Leal nüchtern 
mit Blick auf ein solches Worst-case-Szenario 
fest. Mit einschneidendsten Folgen für ganze 
Erdteile, die, wenn sie nicht überschwemmt wer-
den würden, mit Hitze, Stürmen, Wasserknapp-

heit und Ernteausfällen zu rechnen hätten. »Aber 
selbst bei einer Erhöhung auf zwei Grad hätte das 
erhebliche Auswirkungen auf Fauna und Flora, 
auf unsere Gesundheit oder die Landwirtschaft.«  
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Die dabei jetzt schon vorhandene Ungleichheit 
illustriert der sechste Weltklimabericht mit zwei 
Weltkarten, auf die auch Leal in seinem Vortrag 
einging: Auf der einen erscheinen die Kontinente 
nach Höhe des Kohlendioxidausstoßes: Afrika ist 
nicht mehr als ein Anhängsel Europas. Auf der 
zweiten Weltkarte werden die Auswirkungen des 

Klimawandels illustriert und dort ist es genau 
umgekehrt: Afrika erscheint mit den Klimakata-
strophen, die es zu bewältigen hat, übermächtig – 
Europa und die USA hingegen gar von der Welt-
karte der Betroffenen zu verschwinden: 

 

  Quelle: Vortrag Prof. Dr. Walter Leal 

 
Trotz verstärkter Aufmerksamkeit für den Klima-
wandel würden in Deutschland dessen jetzt 
schon bestehende Auswirkungen insbesondere 
auf Länder des globalen Südens aber noch nicht 
hinreichend beachtet, kritisierte Leal. Im Vorder-
grund stünden stattdessen die Folgen für 
Deutschland: »Wir sind mit uns selbst beschäf-
tigt«, fügte der Wissenschaftler hinzu, der im 
sechsten Weltklimabericht als Leitautor federfüh-
rend das Kapitel zu Armut, Lebensgrundlagen 
und nachhaltiger Entwicklung mitverfasst hat.  

Mit der Selbstbeschäftigung gehe aber nach wie 
vor ein Glaube einher, den Klimawandel in Mit-
teleuropa beherrschen zu können. Anders als 
Länder im Süden hätte Deutschland zwar die 
Chancen zur Anpassung: »Wir haben das große 
Glück, dass wir in Deutschland wohnen, das ein 
wohlhabendes Land ist. Wir können etwa unsere 
Deiche höher bauen und zuhause eine Klimaan-
lage installieren.« Aber diese technischen Anpas-
sungen hätten ihre Grenzen, warnte Leal: »Auch 
in Hamburg wird es Hotspots geben, in denen die 
Durchschnittstemperatur um 4,5 Grad steigen 

wird.« Umso wichtiger sei es daher, den Klima-
wandel schon sehr frühzeitig bei der Stadtent-
wicklungsplanung zu berücksichtigen. Wenn, wie 
derzeit in Lüneburg diskutiert, eine Stadt durch 
Neubauten und intensive Nachverdichtung ihre 
Frischluftschneisen verlöre, sei das einfach kurz-
sichtig.  

Anders als Deutschland und die übrigen Indust-
riestaaten hätten die Länder des globalen Südens 
aber überhaupt nicht einmal die Möglichkeit sich 
anzupassen. »Aus eigener Kraft schaffen sie es 
nicht«, stellte der Wissenschaftler in seinem Auf-
taktvortrag fest. Kein Wunder, dass sich daher 
viele Menschen etwa in Afrika auf den Weg 
machten, um in Europa ihr Glück zu versuchen. 
»Wenn wir aber versuchten, dort die Lebens-
grundlagen zu verbessern, gäbe es keinen Grund 
für Migration.« Dessen seien sich die Industrie-
staaten auch bewusst und hätten bei der Klima-
schutzkonferenz in Paris 2015, den Ländern des 
Südens 100 Milliarden US-Dollar an Hilfsgeldern 
zugesagt. »Aber«, so Leal: »Da ist nur ein Bruch-
teil geflossen.« 



6yy33/2023yepd-Dokumentation 

 

Wie Klimapolitik Ungleichheiten verstärken – oder mindern 
kann 

Prof. Dr. Klaus Dörre 

Hamburg, Palais Esplanade, 19. April 2023 

Wir befinden uns geradewegs auf dem Weg in die 
»Klimahölle«1, so hat Antonio Guterres die Lage 
anlässlich der Weltklimakonferenz Cop-27 auf 
den Punkt gebracht. Der UN-Generalsekretär hat 
allen Grund zur Besorgnis.  Schon 2026 werden 
die CO2-Budgets, die zur Einhaltung des vom 
Weltklimarat (IPCC) propagierten 1,5-Grad-
Erderhitzungsziels noch zur Verfügung stehen, 
aufgebraucht sein. Würden alle Maßnahmen, die 
für eine Eindämmung des menschengemachten 
Klimawandels bereits vereinbart sind, tatsächlich 
realisiert, wäre das Ergebnis bestenfalls ein 2,8-
Grad-Szenario. Doch warum geschieht noch im-
mer viel zu wenig, um das Ruder herumzureißen? 

Meine Antwort lautet: Weil das vereinnahmende 
»Wir« der gegenwärtig dominanten Klimapolitik 
suggeriert, bloßes Wissen um ökologische Groß-
gefahren genüge, um Menschen zu Einsicht, Ein- 
und Umkehr zu bewegen. Diese Erwartungshal-
tung ökologischer Aufklärung ist trügerisch, denn 
sie verkennt, dass ökologischen Großgefahren 
wie dem Klimawandel stets die Dimension sozia-
ler Gerechtigkeit eingeschrieben ist. Weil sie ein 
Gerechtigkeitsproblem beinhalten, münden Kli-
mawandel und Klimapolitik in Transformations-
konflikte, die sich aus gegensätzlichen, ja mitun-
ter geradezu antagonistischen Interessen speisen. 

Daran, dass dies in den vorherrschenden gesell-
schaftlichen Diskursen noch immer verkannt 
wird, hat die Soziologie durchaus einen Anteil. 
Not sei hierarchisch, Smog demokratisch, hatte 
Ulrich Beck Mitte der 1980er Jahre in seiner »Ri-
sikogesellschaft« notiert und von einer »Allbetrof-
fenheit« durch ökologische Großgefahren gespro-
chen. Die damit verbundene Erwartungshaltung, 
die Konfliktlogik der leeren Mägen, also der klas-
senspezifischen Verteilungskämpfe, werde in 
reichen Gesellschaften von den Problemen der 
»vollen Bäuche«, das heißt den ungesehenen Ne-
benfolgen industrieller Produktion verdrängt, hat 
vor allem die deutschsprachige Soziologie über 
Jahrzehnte hinweg dominiert.  

Und, so sei hinzugefügt, diese Sichtweise wirkt 
wissenschaftlich wie politisch bis heute. Etwa 
dann, wenn die Bevölkerungen des reichen Nor-

dens generell als Täter und die Bevölkerungen 
des Globalen Südens ebenso pauschal als Opfer 
ökologischer Gefahrenproduktion betrachtet wer-
den. Gegen solche Vereinfachungen gewendet 
lautet meine erste These: Ökologische Großgefah-
ren wie die des Klimawandels betreffen alle, aber 
eben nicht in gleicher Weise und sie machen 
auch nicht alle gleich. Im Gegenteil: In Gesell-
schaften, in denen der – wie ihn der liberale So-
ziologe Ralf Dahrendorf einst nannte – demokra-
tische Klassenkampf öffentlich marginalisiert 
wird, löst dies Widerständigkeiten aus, die als 
gewaltiger Bremsklotz für ökologische Nachhal-
tigkeit wirken können. 

Um dies zu vermeiden, müssen soziale und öko-
logische Nachhaltigkeit zusammen gedacht wer-
den. Denn das eine, so die zweite These, ist nicht 
ohne das andere zu haben. Zur Begründung wer-
fe ich einen analytischen Blick auf die bundes-
deutsche Klassengesellschaft der Gegenwart (I.), 
zeige sodann, wie das ungelöste Problem der 
Klimagerechtigkeit Ungleichheit verstärkt und 
ökologische Nachhaltigkeit blockiert (II.), um mit 
Überlegungen zu einer radikalen Kehrtwende in 
der Klimapolitik zu schließen (III., IV.). 

I. 

Was Ulrich Beck und mit ihm die ökologische 
Aufklärung in ihren Hauptströmungen häufig 
verkennen: Auch vergleichsweise reiche, sichere 
Gesellschaften wie die der Bundesrepublik sind 
Klassengesellschaften. Den Klassenbegriff ver-
wende ich hier in Anlehnung an Ralf Dahrendorf: 
»›Klassen‹ sind aus bestimmten Strukturbedin-
gungen hervorgegangene Interessengruppierun-
gen, die als solche in soziale Konflikte eingreifen 
und zum Wandel sozialer Strukturen beitragen.«2 
Dabei gilt für alle Klassentheorien, dass stets mit 
einer Kausalitätsvermutung nach dem Muster 
»Die Armen sind arm, weil die Reichen reich 
sind« operiert wird. Dieser Grundgedanke findet 
sich in einer von meiner Arbeitsgruppe entwickel-
ten, für die Erwerbspersonen zwischen 18 und 65 
Jahren gültigen Klassenheuristik. Sie bezieht sich 
auf eine Klassengesellschaft, in der ein positives 
Bewusstsein von Klassenzugehörigkeit – etwa 
Arbeiter- und Produzentenstolz – in den unteren 
Klassen lange Zeit kaum noch vorhanden war. 
Anhand der Kriterien ›Stellung im Produktions-
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prozess und ´Verfügung über Produktionsmittel‹, 
der daraus abgeleiteten ›Kontrollmacht über Per-
sonen‹, zu der auch ideologische Beherrschung 
zählt, sowie dem angeeigneten ›Sozialeigentum‹3 
differenziert die Heuristik auf der Basis eines 
Datensatzes von 2018 (n = 19.339; BIBB/BAuA)4 
sechs Erwerbsklassen, von denen vier (Alte und 
Neue Mittelklasse; Neue und Konventionelle 
Lohnarbeitsklasse) je eigene Exklusionsbereiche 
hervorbringen (vgl. Abb. 1), die sich jeweils 

durch eine unterdurchschnittliche Ausstattung 
mit Sozialkapital auszeichnen. Die Neue Unter-
klasse, die wir anhand des Kriteriums ›arme Ar-
beitslose‹ hinzugerechnet haben, befindet sich in 
Gänze unterhalb einer Schwelle gesellschaftlicher 
Respektabilität, ist also vom Zugang zu erwerbs-
arbeitsgebundenem Sozialkapital weitgehend 
ausgeschlossen.5  

 

 

Verteilung nach Klassen mit Exklusionsbereichen (BiBB/BAuA, n = 19 339) 

 
 

Die in der Klassenheuristik abgebildeten Vertei-
lungen veranschaulichen für die Bundesrepublik, 
was Untersuchungen zu den globalen Ungleich-
heiten in der internationalen Dimension beschrei-
ben. Relative Verlierer der Globalisierung sind die 
Industriearbeiterschaft und vermittelt, da in ihren 
Tätigkeiten häufig lokal gebunden, das Dienstleis-
tungsproletariat der alten kapitalistischen Zen-
tren. So ist der Exklusionsbereich der Konventio-
nellen Arbeiterklasse gemessen an atypischer 
Beschäftigung (Teilzeit, Leiharbeit, Befristung) 
und einem prekären Lohn (weniger als 75 Pro-
zent des durchschnittlichen Bruttolohns) fast 
genauso groß wie jener Teil, der die klassenspezi-
fischen Normalitätsstandards setzt. Die Übergän-
ge zur neuen Unterklasse sind dementsprechend 

fließend. Daran zeigt sich: Selbst in Gesellschaf-
ten mit prosperierender Wirtschaft sind unsichere 
Arbeits- und Beschäftigungsverhältnisse zu einer 
»normalen Organisationsform«6 des sozialen Le-
bens geworden, die in überdurchschnittlichem 
Ausmaß den Alltag von Frauen und der migranti-
schen Bevölkerungsteile prägt. 

II. 

Wie lässt sich die Klassenheuristik auf den Kli-
mawandel beziehen? In einer bahnbrechenden 
Studie hat der Ökonom Lucas Chancel trotz ins-
gesamt schlechter Datenlage gezeigt, wie der 
Klimafußabdruck mit der jeweiligen Klassenposi-
tion variiert. So sind die Emissionen der ärmeren 
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Bevölkerungshälfte in Europa und Nordamerika 
zwischen 1990 und 2019 um mehr als ein Viertel 
zurückgegangen, während sie in den (semi-) 
peripheren Ländern im gleichen Ausmaß zuge-
nommen haben. Die untere Hälfte der Einkom-
mens-/Vermögensgruppen in Europa und Nord-
amerika hat Werte erreicht, die sich denen der 
Pariser Klimaziele für 2030 mit einer jährlichen 
Pro-Kopf-Emissionslast von etwa 10 Tonnen in 
den USA und etwa 5 Tonnen in europäischen 
Ländern zumindest annähern oder diese gar er-
reichen. Die wohlhabendsten ein Prozent emit-
tierten 2019 hingegen 26 Prozent mehr als vor 30 
Jahren, die reichsten 0,01 Prozent legten gar um 
80 Prozent zu. Diese Klimaungerechtigkeit provo-
ziert Transformationskonflikte. Mit Hilfe unserer 
Heuristik lässt sich zeigen, wie klassenspezifische 
Ungleichheiten Transformationskonflikte auf un-
terschiedlichen gesellschaftlichen Ebenen antrei-
ben. 

Beginnen wir mit Konflikten, die auf der gesell-
schaftlichen Makroebene mit Verfügung über 
Produktionsmittel und der Monopolisierung wirt-
schaftlicher Entscheidungsmacht verbunden sind. 
Hauptursache für die steigende Emissionslast sind 
nach Chancel die Investitionen, nicht der indivi-
duelle Konsum. Zugespitzt formuliert bedeutet 
dies, dass Produktions- und Investitionsentschei-
dungen in der Regel von Mitgliedern herrschen-
der Klassenfraktionen getroffen werden. Nach 
unserer Heuristik handelt es sich um eine Min-
derheit von etwa 1,2 Prozent, die das (Über-) 
Leben vor allem derjenigen Klassen beeinträch-
tigt, die zum Klimawandel am wenigsten beitra-
gen und die unter den Folgen der Erderhitzung 
am stärksten leiden. Nehmen wir als Beispiel das 
Geschäftsmodell der in Deutschland ansässigen 
Autohersteller. Vordergründig betrachtet er-
scheint ihre wirtschaftliche Lage rosig. Trotz 
Pandemie, gestörter Lieferketten und Ukraine-
Krieg laufen die Geschäfte glänzend. Die Herbst-
monate 2022 waren geradezu ein »Traumquar-
tal«7. Gewinne machen die Endhersteller haupt-
sächlich mit hochpreisigen, spritfressenden oder 
energieintensiven Luxuslimousinen und SUVs, 
während das Geschäft mit kleineren Fahrzeugen 
in den Volumenmärkten stagniert. Da ab 2035 
innerhalb der Europäischen Union (EU) nur noch 
emissionsfreie Neuwagen auf den Markt kommen 
sollen8, wächst der Veränderungsdruck. Doch 
auch mit der Umstellung auf batteriegetriebene 
Fahrzeuge soll sich am gewinnträchtigen Ge-
schäftsmodell wenig ändern. Da das Marktseg-
ment der Reichen und Superreichen aller Voraus-
sicht nach weiter wachsen werde, sei es eine 
herausragende Leistung der deutschen Automo-

bilhersteller, in diesem Bereich die Spitzenpositi-
on zu besetzen. Das müsse auch für die Zukunft 
gelten, argumentiert das befragte Vorstandsmit-
glied eines großen Endherstellers im Interview.9 
In der Konsequenz bedeutet dies, dass die gesam-
te PKW-Herstellung auf ein Geschäftsmodell ge-
gründet wird, das sich durch chronische Nicht-
Nachhaltigkeit auszeichnet. 

Auf der gesellschaftlichen Mesoebene findet sich 
eine weitere Konfliktdynamik. Hier entscheidet 
bürokratische Kontrollmacht inner- wie außerhalb 
von Unternehmen, welche Deutungen des ökolo-
gischen Gesellschaftskonflikts sich durchsetzen. 
Im Bündnis mit Alter und Neuer Mittelklasse sind 
die kapitalistischen Eliten in der Lage, subalter-
nen Klassenfraktionen ihre Interpretation des 
ökologischen Gesellschaftskonflikts qua ideologi-
scher Kontrollmacht aufzuzwingen. Da auch die 
Mittelklassenperspektive häufig eine ist, die öko-
logische Nachhaltigkeit ohne soziale Gerechtigkeit 
denkt, stoßen entsprechende Deutungsschemata 
vor allem in der Konventionellen Arbeiterklasse 
und hier insbesondere in den Karbonbranchen 
auf Ablehnung. 

Das ist einer der Gründe, weshalb sich die imagi-
näre Revolte einer radikalen Rechten, die den 
Klimawandel leugnet oder stark relativiert, mit 
ihrer fiktiven Aufwertung des Lebens »normaler« 
Arbeiter Gehör verschaffen kann. Man rebelliert 
gegen einen Modus ideologischer Beherrschung, 
der sich in unterschiedlichen Facetten in zahlrei-
chen Segmenten der neuen Arbeitswelt findet. 
Nehmen wir den Logistik-Konzern Deutsche Post. 
Mit der Forderung nach einer 15-prozentigen 
Lohnerhöhung konfrontiert, argumentieren 
Standortleitungen, diese könnten nicht annähernd 
erfüllt werden, weil der Konzern großvolumig in 
die Ökologisierung seiner Fahrzeugflotte und 
seiner Transportwege investiere. Solche Herr-
schaftsstrategien steigern die Gefahr, dass sich die 
soziale und die ökologische Konfliktachse gegen-
einander verselbständigen. In den Braunkohlere-
vieren ist das bereits Realität; im Wertschöp-
fungssystem Automobil, im Stahlbereich, der 
Chemieindustrie oder auch im Hamburger Hafen 
könnte Ähnliches geschehen. 

Die Beispiele verweisen bereits auf eine Konflikt-
dimension, die auf der Mikroebene individueller 
Lebensführung angesiedelt ist. Angehörige der 
Konventionellen Arbeiterklasse nehmen sich 
selbst häufig als – mehrfach abgewertete – Sta-
tusgruppe wahr. Arbeiter wird man nur, wenn 
man muss, wer kann, »studiert oder geht ins Bü-
ro«, lautet ein in unseren Interviews häufig gehör-
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tes Statement. Lebt man im Osten, auf dem Land 
und ist ein Mann mit traditionellem Partner-
schaftskonzept, wird die Abwertung und öffentli-
che Nichtbeachtung der eigenen Lebensweise 
umso schmerzlicher erfahren. 

Nehmen wir erneut ein Beispiel aus unseren lau-
fenden Erhebungen in der Auto- und Zuliefer-
industrie. Auf die Frage, wie er die Klimabewe-
gung einschätze, antwortet ein Arbeiter und an-
gehender Vertrauensmann mit Zugehörigkeit zur 
Konventionellen Arbeiterklasse: »Als gefährlich!« 
Gefährlich, weil sie die dem Befragten eigene 
Vorstellung eines guten Lebens bedrohen. Der 
Arbeiter bezeichnet sich selbst als »Autonarr«. Er 
empfindet große Freude dabei, seinen PKW auf 
»weit über 220 km/h zu tunen«, um auf der Au-
tobahn Teslas zu jagen, bis diese »mit überhitz-
tem Motor von der Spur müssen«. Sein Hobby 
kann sich der Befragte leisten, weil er im Opel-
Werk Eisenach arbeitet. Das heißt für einen Be-
schäftigten, der in Gotha lebt: um 3:20 Uhr auf-
stehen, damit pünktlich zur Frühschicht um 5:30 
Uhr gearbeitet werden kann; die Arbeitstätigkeit 
erfolgt in 50-Sekunden-Takten. Die Arbeitszeit 
wird von zwei Neun-Minuten-Pausen und einer 
23-Minuten-Mittagspause unterbrochen. Eine 
Stunde vor der Mittagspause »ist man platt«, er-
klärt der Bandarbeiter. 

Warum macht der Befragte diese monotone, kör-
perlich enorm belastende Arbeit? Er nennt drei 
Gründe – 3.800 Euro brutto, für Arbeiter in Thü-
ringen ein Spitzenverdienst; Kolleginnen und 
Kollegen, die für ihn »wie eine Familie« sind und 
schließlich der Schutz durch einen Tarifvertrag 
und einen starken Betriebsrat – also aufgrund von 
Sozialeigentum, das im Osten der Republik alles 
andere als selbstverständlich ist. Die Zwänge des 
Arbeitslebens nimmt der Arbeiter in Kauf, um in 
seiner Freizeit, wie er sagt, wirklich frei zu sein. 
Wie er lebt, was er nach der Arbeit macht, will er 
sich unter keinen Umständen vorschreiben las-
sen. Und das schon gar nicht von Leuten mit 
privilegiertem Klassenstatus, die von »Bandarbeit 
nichts wissen«, sich aber moralisch überlegen 
fühlen. Das ist der Grund, weshalb der angehen-
de Vertrauensmann die Klimabewegung und vor 
allem die grüne Partei als Gegner betrachtet. 

Wie lassen sich mehrdimensionale Transformati-
onskonflikte demokratisch bearbeiten? Allein 
Marktmechanismen und neue Technologie kön-
nen die Probleme lösen, lautet der Tenor eines 
Solutionismus, der gegenwärtig den klimapoliti-
schen Ton angibt. Hier ist analytische Skepsis 
mehr als angebracht. Ohne Marktmechanismen 

und Technik pauschal als wirkungslos bezeich-
nen zu wollen, ist eines klar. Märkte und neueste 
Technik können einiges, soziale Spaltungen wer-
den sie aus sich heraus aber nicht verringern. Es 
habe sich gezeigt, dass marktzentrierte Lösungen 
wie »Kohlenstoffsteuern einkommensschwache 
und emissionsarme Gruppen unverhältnismäßig 
stark belasten, während das Kohlenstoffpreis-
signal für hohe und reiche Emittenten möglicher-
weise zu niedrig ist, um Änderungen der Ver-
brauchs- (oder Investitions-)Muster bei wohlha-
benden Personen zu bewirken«, konstatiert Lucas 
Chancel. Er hat recht. Zu glauben, alles könne so 
bleiben wie es ist, weil die gleichen Mechanismen 
– Märkte und technologische Innovationen – die 
den »Weg in die Klimahölle« gewiesen haben, 
nun die Dekarbonisierung entscheidend voran-
treiben, ist eine folgenreiche Illusion. Auch die 
neuste Technik ist von Naturressourcen abhängig 
und beruht auf tiefen Eingriffen in Naturverhält-
nisse. Marktmechanismen allein können das nicht 
korrigieren und sie sind für soziale Nachhaltig-
keitsziele blind. 

III.  

Wie kann eine Klimapolitik aussehen, die soziale 
Ungleichheiten verringert und so den Klimawan-
del wirkungsvoll bekämpft? Ich beantworte diese 
Frage im Sinne nicht des Wahrscheinlichen, son-
dern des real Möglichen, also, mit Ernst Bloch 
gesprochen, mit dem Hinweis auf den emanzipa-
torischen Überschuss konkreter Utopien. Nötig ist 
ein radikaler Umbau von Wirtschaft und Gesell-
schaft, der zugleich mit dem Irrglauben aufräumt, 
Veränderungen der individuellen Lebensführung 
– die auch nötig sind! – genügten, um dem De-
karbonisierungs-Gebot zu entsprechen. 

Die Zentrale Idee hinter meinem Vorschlag lässt 
sich mit dem Grundsatz: »Besser statt mehr, für 
alle, nicht für wenige« auf den Punkt bringen.10 
Grundsätzlich stellt sich die Frage, wie die Um-
stellung auf eine ressourcenschonende, kohlen-
stofffreie Produktion mit langlebigen Gütern und 
nachhaltigen Dienstleistungen bewerkstelligt 
werden kann. Zwingend nötig ist die Umstellung 
auf eine nachhaltige Qualitätsproduktion, die 
bedeutet, weniger, dafür aber höherwertige Güter 
herzustellen und zu konsumieren. Entsprechende 
Weichenstellungen sind ohne den Bruch mit Pro-
duktionsabläufen, die primär von Märkten und 
Konsumenten her konzipiert werden, nicht vor-
stellbar. Der Übergang zu nachhaltiger Qualitäts-
produktion kann zudem nur gelingen, wenn die 
Erzeugnisse einer solchen Produktionsweise trotz 
höherer Preise auch noch von den untersten Ein-
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kommensgruppen gekauft und konsumiert wer-
den können. Ökologische Austerität, sprich: Ver-
zichtempfehlungen auch für untere Klassen wä-
ren für eine solche Politik geradezu kontrapro-
duktiv. Was müsste stattdessen geschehen? Ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit benenne ich Bau-
steine des Fundaments nachhaltiger, klimafreund-
licher Gesellschaften.11 

Transformatives Recht: Ein erster elementarer 
Schritt läuft, das mag überraschen, auf eine Um-
wälzung der Rechtsverhältnisse hinaus. Benötigt 
wird ein transformatives Recht, das die so drin-
gend benötigte Nachhaltigkeitsrevolution voran-
treibt. Dazu müssen ökologische und soziale 
Nachhaltigkeitsziele einen Verfassungsrang erhal-
ten. Konkret: Sie müssen im Grundgesetz, in den 
Länderverfassungen und in der europäischen 
Grundrechtecharta verankert und mit wirksamen 
Sanktionsmöglichkeiten verbunden werden. Sie 
sollten Eingang auch in das Arbeitsrecht, in die 
Betriebs- und Unternehmensverfassungen, in 
Tarifverträge und in den Verbraucherschutz fin-
den. Für eine Aufnahme von Nachhaltigkeitszie-
len ins Grundgesetz plädieren inzwischen selbst 
konservative Politiker wie Markus Söder. Ent-
scheidend ist jedoch, wie eine solche Veranke-
rung realisiert wird. Durch eine Aufnahme von 
Nachhaltigkeitszielen in Artikel 14 (2, 3) des 
Grundgesetzes würde die Sozialbindung des Ei-
gentums erweitert. Wirtschaftsakteure, die das 
Nachhaltigkeitsgebot missachten, könnten als 
»Verfassungsfeinde« gebrandmarkt werden und 
hätten mit Enteignung, vor allem aber mit der 
Umverteilung und Demokratisierung wirtschaftli-
cher Entscheidungsmacht zu rechnen. Es böte 
sich die Möglichkeit einer »legalen Erpressung« 
marktbeherrschender Unternehmen. Auf diese 
Weise entstünden Institutionen einer transforma-
tiven Demokratie. Ihre Einführung ließe bewusst 
Spielraum für die Erprobung nachhaltiger Wirt-
schaftsweisen. 

Nachhaltige Eigentumsformen: Ein weiterer ele-
mentarer Baustein für die nächste Gesellschaft 
sind neue Eigentums- und Besitzverhältnisse vor 
allem in großen Unternehmen. Eigentumsverhält-
nisse und Verfügungsrechte, die einen natur- und 
gesellschaftszerstörenden Expansionismus för-
dern, taugen nicht als Konstitutionsprinzip des 
Zusammenlebens. Deshalb muss es im gesell-
schaftlichen »Stockwerk« der großen Kapitale zu 
einem Bruch mit dem expansionistischen Besitz-
prinzip kommen. Bruch bedeutet, dass Staatsei-
gentum keine wirkliche Alternative zu privater 
Verfügung darstellt. Nachhaltige Gesellschaften 
benötigen Formen eines kollektiven Selbsteigen-

tums, das, obwohl in gemeinschaftlichem Besitz, 
persönliche Verantwortung nicht erstickt, sondern 
Kooperation und Solidarität nachhaltig fördert. 
Der Übergang zu solchen Eigentumsverhältnissen 
ließe sich verhältnismäßig leicht bewerkstelligen, 
wenn der politische Wille dazu vorhanden wäre. 
So könnten Staatshilfen für private Unternehmen 
mit Verfügungsrechten für Beschäftigte bezahlt 
werden, die von gesellschaftlichen Fonds verwal-
tet würden. Sobald dergleichen geschähe, würde 
die Sozialisierung von Entscheidungsmacht mit-
tels Internalisierung von Sozialkosten, die die 
kapitalistische Produktionsweise verursacht, zu 
einem Prozess, der einer Revolution ohne einma-
ligen Akt der Machtergreifung gleichkäme. Große 
Unternehmen ließen sich auf diesem Wege in 
Mitarbeitergesellschaften verwandeln, in denen 
öffentliches Eigentum eine entscheidende Rolle 
zu spielen hätte. Eine Revolutionierung der Be-
sitzverhältnisse im »Stockwerk« marktbeherr-
schender Konzerne erforderte zugleich eine Neu-
ordnung der klein- und mittelbetrieblichen Sekto-
ren. Unternehmen dieser unteren Ebene gesell-
schaftlicher Produktion dürfen keinesfalls enteig-
net werden. Nötig sind jedoch Anreize, um die 
Kooperation zwischen – konkurrierenden – Klein- 
und Mittelbetrieben zu stärken. 

Wirtschaftsdemokratie: Sozial und ökologisch 
nachhaltige Eigentumsverhältnisse sind aber nur 
ein Mittel, um radikales Umsteuern zu ermögli-
chen. Nachhaltigkeit ist ohne umfassende Wirt-
schaftsdemokratie, die über einen unternehmens-
internen Kollektivwillen hinausweist, nicht zu 
erreichen. Die Ausweitung der Mitbestimmung 
auf Investitionsentscheidungen von Unternehmen 
ist in diesem Zusammenhang ein überfälliger, 
aber keineswegs zureichender Schritt. Produkti-
onsentscheidungen müssen für die demokratische 
Zivilgesellschaft geöffnet und an Nachhaltigkeits-
ziele rückgebunden werden. Nur dann gibt es 
überhaupt eine Chance, den Markterweiterungs-
zwang und Wachstumsdrang, der den Klimawan-
del anheizt, gesellschaftlich zu überwinden. Kon-
kret heißt das: Die Zivilgesellschaften haben in 
demokratischer Weise direkt darauf Einfluss zu 
nehmen, was, wie und zu welchem Zweck pro-
duziert und reproduziert wird. Es geht um eine 
Umverteilung von Entscheidungsmacht zuguns-
ten der gegenwärtig ohnmächtigen Mehrheiten, 
denn ohne solch tiefgreifende Eingriffe in die 
bestehende Wirtschaftsordnung wird sich Nach-
haltigkeit weder in der ökologischen noch in der 
sozialen Dimension realisieren lassen. Eine radi-
kale Demokratisierung von Produktionsentschei-
dungen verbessert die Chancen, auf eine Produk-
tion mit langlebigen Gütern umzustellen, nur 
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dann, wenn alle relevanten gesellschaftlichen 
Gruppen an Entscheidungsprozessen beteiligt 
werden. Die Einrichtung von Transformations- 
und Nachhaltigkeitsräten könnte das vorantrei-
ben. Über Vertreter aus Wirtschaft, Politik und 
Gewerkschaften hinaus wären diese mit Reprä-
sentanten von Umweltverbänden, ökologischen 
Bewegungen, Fraueninitiativen, Entwicklungs- 
und Menschenrechtsorganisationen zu besetzen. 
Zu den Aufgaben solcher Räte würde es gehören, 
die Umsetzung von Nachhaltigkeitszielen zu 
überwachen, die Produktion langlebiger Güter 
einzufordern und neue Formen eines kollektiven 
Selbsteigentums in Genossenschaften und Sozial-
unternehmen zu erproben. Die Herstellung von 
Transparenz bei Einkommen und Arbeitsbedin-
gungen, mit deren Hilfe Druck in Richtung fairer 
Löhne und sinnvoller, nachhaltiger Arbeit erzeugt 
werden könnte, wäre eine zusätzliche Aufgabe. 

Demokratisches Rückverteilen: Mit hoher Wahr-
scheinlichkeit wird die Realisierung ökologischer 
Nachhaltigkeitsziele zumindest kurzfristig die 
Preise für Agrarprodukte, Lebensmittel und Güter 
des täglichen Bedarfs in die Höhe treiben. Schon 
deshalb sind ökologisch motivierte Verzichtsap-
pelle, die zur Mäßigung bei Löhnen und Ein-
kommen mahnen, geeignet, die Angehörigen der 
von Löhnen abhängigen Klassen in die ausgebrei-
teten Arme der ökologischen Gegenrevolution zu 
treiben. Sozial und ökologisch nachhaltig ist das 
genaue Gegenteil. Löhne und Einkommen eines 
Großteils der abhängig Beschäftigten und ihrer 
Haushalte müssen – zumal unter Inflationsbedin-
gungen – steigen, damit Güter zu fairen Preisen 
wie Lebensmittel aus ökologischem Anbau für 
große Mehrheiten überhaupt erschwinglich wer-
den. Gute, ökologisch nachhaltige Arbeitsbedin-
gungen entlang von Wertschöpfungsketten und 
nicht zuletzt in den Ländern des globalen Südens 
sind leichter durchzusetzen, wenn Schmutzkon-
kurrenz aus dem Norden etwa durch wirksame 
Lieferkettengesetze und vor allem durch eine 
Stärkung sozialer Rechte und gewerkschaftlicher 
Organisationsmacht unterbunden wird. Anzuvi-
sieren sind deshalb national wie international 
Löhne oder Einkommensäquivalente für ein gutes 
Leben, die deutlich oberhalb der jeweiligen län-
derspezifischen Niedriglohngrenze liegen. 

Intelligente Planung: Substanzielle Gleichheit und 
ökologische Nachhaltigkeit benötigen demokrati-
sche Planung, die dekarbonisierte, ressourcen-
schonende Wirtschaftsstile fördert. Nachhaltig zu 
regulieren impliziert eine makroökonomische 
Verteilungsplanung, die, anders als im Staatssozi-
alismus, auf detaillierte Produktionsvorgaben 

verzichtet, aber doch Einfluss auf die Wirt-
schaftspolitik und die Unternehmensstrategien 
nimmt. Die Verteilungsplanung kann in demokra-
tisch zusammengesetzten Planungskommissionen 
stattfinden, die aber höchst transparent und da-
her grundlegend anders arbeiten müssen als in 
den staatsbürokratischen Sozialismen des 20. 
Jahrhunderts. Denkbar sind Planvarianten, die 
der Bevölkerung periodisch zur Abstimmung 
vorgelegt werden. Planvorschläge können Nach-
haltigkeitsziele unterschiedlich gewichten und 
differierende Korridore für die Zielerreichung 
definieren. Die jeweils beschlossene Variante 
setzt wie bei kommunalen Bürgerhaushalten Prä-
ferenzen bei den öffentlichen Ausgaben; die 
Planvarianten würden aber auch die Einnah-
meseite und damit die Steuerpolitik einbeziehen. 
Verbindlich wären Gesellschaftspläne für Regie-
rungen, jedoch nicht für einzelne Betriebe oder 
Unternehmen. Innerhalb wie außerhalb von Wirt-
schaftsorganisationen müsste diese Rahmenpla-
nung mit transparenten, demokratischen Ent-
scheidungsstrukturen verbunden werden. 

Soziale Infrastruktur: Ein weiterer zentraler Bau-
stein für das Fundament nachhaltiger Gesellschaf-
ten ist eine zureichend finanzierte soziale Infra-
struktur, die Gesundheit, Pflege, Erziehung, Bil-
dung und Mobilität zu öffentlichen, für alle zu-
gänglichen Gütern macht. Der Post-Corona-
Diskurs hat entdeckt, was feministische Debatten 
um die Krise sozialer Reproduktion seit Jahren 
thematisieren. Pflegende, sorgende, erziehende 
und bildende Tätigkeiten sind ebenso unterbe-
zahlt wie Jobs in der Logistik oder dem Ver-
kehrswesen. Sie werden häufig in prekärer Be-
schäftigung ausgeübt, als Frauenarbeit abgewertet 
und sind in der gesellschaftlichen Anerkennungs-
pyramide weit unten platziert. Solch festgefahre-
ne Strukturen lassen sich wohl nur mit Hilfe einer 
Care-Revolution12 aufbrechen, die als unabding-
barer Bestandteil einer Nachhaltigkeitswende 
ebenfalls schon lange überfällig ist. Gesellschaf-
ten funktionieren am besten mit einer gut ausge-
bauten sozialen Infrastruktur, die allen zur Verfü-
gung steht – nicht nur im eigenen Land, sondern 
überall in Europa und auf der Welt. Für eine so-
ziale Infrastruktur, die Basisgüter bereitstellt, zu 
streiten, ist daher eines der wichtigsten Projekte, 
um Weichenstellungen in Richtung von nachhal-
tigen Gesellschaften zu ermöglichen.  

IV. 

Wie lässt sich utopischer Überschuss in, sagen 
wir: revolutionäre Realpolitik überführen? Meine 
Antwort: Mit Hilfe praktischer Schritte hin zu 
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einem ökologischen Wohlfahrtsstaat. Die Vision 
eines ökologischen Wohlfahrtsstaates definiert ein 
Übergangsprojekt, das auch für soziale Gruppen 
und Klassenfraktionen attraktiv ist, die einem 
nachhaltigen Sozialismus mit Skepsis begegnen. 
Praktische Schritte in Richtung dieses Projekts 
benötigen Allianzen für eine demokratische 
Klimapolitik »von unten«, wie sie sich etwa im 
Bündnis von ver.di und Klimabewegungen im 
Bereich des Öffentlichen Personennahverkehrs 
andeuten. Das Beispiel verweist auf fünf Prinzi-
pien, die eine demokratische Klimapolitik »von 
unten« berücksichtigen muss:   

Erstens: Die Bündnispartner sind gut beraten, das 
Trennende zurückzustellen und das Gemeinsame 
zu betonen. Ein solches Herangehen erfordert 
einen labour turn13 in den ökologischen Bewe-
gungen, aber eben auch einen climate turn in den 
Gewerkschaften und bei anderen arbeitsorientier-
ten Akteuren. Die Tarifrunden im ÖPNV zeigen, 
was das im Konkreten bedeutet. Klimaaktive 
beginnen, sich für die Arbeits- und Lebensbedin-
gungen von Busfahrern zu interessieren. Lernfä-
higkeit lässt sich aber auch auf Seiten der ge-
werkschaftlichen Akteure feststellen. Umgekehrt 
sind aber seitens der Gewerkschaften und in den 
Belegschaften Lernprozesse nötig, die dazu füh-
ren, die Klimaaktiven nicht alle über einen Kamm 
zu scheren, sondern in ihnen Verbündete zu er-
kennen.  

Zweitens: Grundlegend ist die Einsicht, dass sozi-
ale und ökologische Nachhaltigkeit nur zusam-
mengedacht werden können. Unter Inflationsbe-
dingungen heißt das: Unterstützung der gewerk-
schaftlichen Lohn- und Gehaltsforderungen von 
mehr als zehn Prozent trotz teilweise leerer öf-
fentlicher Kassen. Steigen die Preise für Heizung, 
Strom, Mobilität, Mieten und Nahrungsmittel, 
wird der frei verfügbare Einkommensanteil in den 
unteren Klassen immer geringer. Selbst im Falle 
von Doppelverdiener-Haushalten führen steigen-
de Preise für Grundbedarfe zu erheblichen finan-
ziellen Belastungen.14 Auf die zweite Urlaubsreise 
lässt sich leicht verzichten, schwerer fällt Ver-
zicht, wenn das Einkommen nicht einmal für 
einen Jahresurlaub reicht. 

Drittens: Den ÖPNV als Teil eines nachhaltigen 
Mobilitätssystems zu denken, das auf weniger 
Individualverkehr beruht, bedeutet auch, eine 
nachhaltige Finanzierung zu verlangen – etwa 
durch eine Transformationsabgabe der Reichen 
und Superreichen. Grundsätzlich muss gelten: Je 
größer der Klimafußabdruck, desto umfangreicher 

muss auch die Beteilung an den Kosten ausfallen, 
die der anthropogene Klimawandel verursacht. 

Viertens: Der nötige Umbau läuft auf eine Rück-
bindung von Produktions- und Investitionsent-
scheidungen an gesellschaftliche Bedarfe hinaus. 
Das heißt: Schrumpfung der Rentenökonomie 
(Finanzsektor), radikaler Umbau vor allem des 
industriellen Exportsektors sowie Stärkung der 
Nahversorgung, der unmittelbaren wie auch der 
erweiterten Daseinsvorsorge. Dieser Umbau 
schafft und erfordert jede Menge Arbeit. Redukti-
on der Arbeits- und Produktmenge um etwa die 
Hälfte15 ist deshalb keine Alternative, eine nach-
haltige Arbeitszeitverkürzung – etwa der Über-
gang zu einer Vier-Tage-Woche – aber schon. 

Fünftens: Ein ökologischer Wohlfahrtsstaat muss 
im 21. Jahrhundert ein Inter-Nationalstaat sein. 
Nehmen wir das Beispiel einer grünen Wasser-
stoffwirtschaft, die eine Alternative zu fossiler 
Energie böte. Man kann eine Wasserstoffwirt-
schaft so aufbauen, dass sie neo-koloniale Ab-
hängigkeiten fortführt oder gar vertieft; selbiges 
liefe dann auf eine Art postfossilen Extraktivis-
mus hinaus. Möglich wäre aber auch, die Produk-
tion von grünem Wasserstoff im südlichen Chile, 
in Portugal, Mauretanien, Namibia und Südafrika 
kooperativ zu gestalten, das heißt Energie zuerst 
für die herstellende Region zu produzieren und 
die Handelsbeziehungen so zu justieren, dass sie 
auf fairen Preisen beruhen und den produzieren-
den Staaten des globalen Südens eine wirkliche 
Entwicklungsperspektive bieten. Um es klar zu 
sagen: Die Länder des globalen Südens sind nicht 
auf Almosen angewiesen. Sie haben wegen der 
kolonialen Erblast jedes Recht auf eine Transfor-
mationsabgabe der reichen Staaten. Würde man 
beispielsweise Hunderte Millionen Menschen aus 
extremer Armut »befreien, würden die globalen 
CO2-Emissionen […] nicht einmal um 1 Prozent 
steigen. Dieser Anstieg könnte an anderer Stelle 
leicht ausgeglichen werden«.16 Und die nachhalti-
ge Bekämpfung von Armut wäre allemal kosten-
günstiger als die Abfederung ihrer katastrophalen 
sozialen Folgen. 

Ist das alles realistisch? Ich antworte mit dem 
Soziologen und Weltsystemtheoretiker Immanuel 
Wallerstein, Dieser schreibt über Systeme im 
Niedergang: »Die letzte Phase, die Übergangspha-
se, ist besonders unvorhersehbar, aber sie ist 
besonders offen für den Input von Einzelnen und 
von Gruppen, was ich als Zuwachs des Faktors 
des freien Willens bezeichnet habe. Wenn wir 
unsere Gelegenheit nutzen wollen […], müssen 
wir zuerst die Gelegenheit als das erkennen, was 
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sie ist und worin sie besteht.«17 Noch sind die 
Gelegenheiten für radikales klimapolitisches Um-
steuern da, es kommt darauf an, sie zu nutzen.  

 

Anmerkungen: 
1 Guterres, Antonio, »Wir kämpfen den Kampf unseres Lebens«, in: tages-

schau.de, 07.11.2022. 

2 Dahrendorf, Ralf (1957): Soziale Klassen und Klassenkonflikt in der 

industriellen Gesellschaft, Stuttgart, S. VIII f. 

3 Sozialeigentum ist nach Robert Castel eine Eigentumsform, die Lohnab-

hängigen in Gestalt sozialer Rechte, tariflicher Normen und Mitbestim-

mungsmöglichkeiten etwas ermöglicht, was zuvor ausschließlich an priva-

ten Besitz gekoppelt war – die Chance zu einer längerfristigen Lebenspla-

nung. 

4 BiBB ist das Kürzel für das Bundesinstitut für Berufsbildung, das gemein-

sam mit der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) 

eine große Erhebung durchgeführt hat, die wir für eine Sekundäranalyse 

genutzt haben. 

5 Die nicht Erwerbstätigen bilden keine eigene Klasse, sondern einen 

Querschnitt, der sich sozial nicht eindeutig verorten lässt.    

6 Castel, Robert (2011): Die Krise der Arbeit. Neue Unsicherheiten und die 

Zukunft des Individuums, Hamburg, S. 136. 

7 Beim operativen Gewinn lag Mercedes-Benz mit rund 5,2 Milliarden Euro 

weltweit an der Spitze, gefolgt von Volkswagen mit 4,3 Milliarden Euro; 

BMW rangierte mit 3,7 Milliarden Euro auf Rang fünf. 

https://www.tagesschau.de/wirtschaft/unternehmen/autobauer-

rekordgewinne-tesla-marge-umsatz-gewinn-premium-luxus-rabatte-101.html. 

8 https://www.consilium.europa.eu/de/infographics/fit-for-55-emissions-

cars-and-vans/ 

9 Eigene Forschungen im Rahmen eines Teilprojekts des DFG-

Sonderforschungsbereichs ›Strukturwandel des Eigentums‹.  

10 Franzini, Luzian/Herzog, Roland/Rutz, Simon/Ryser, Franziska/Ziltener, 

Kathrin/Zwicky, Pascal (Hrsg.) (2021): Postwachstum? Aktuelle Auseinan-

dersetzungen um einen grundlegenden gesellschaftlichen Wandel, Denk-

netz-Jahrbuch, Zürich. 

11 Der Bauplan für – wie ich sie nenne – nachhaltige, demokratisch-

sozialistische Gesellschaften findet sich in einer ausführlichen Fassung in:  

Dörre, Klaus (2022): Die Utopie des Sozialismus. Kompass für eine Nach-

haltigkeitsrevolution, 2., erweiterte Auflage, Berlin, hier insbesondere die 

Kapitel VI bis IX. 

12 Winker, Gabriele (2015): Care Revolution. Schritte in eine solidarische 

Gesellschaft, Bielefeld. 

13 Dazu frühzeitig: Pye, Oliver (2017): Für einen labour turn in der Umwelt-

bewegung. Umkämpfte Naturverhältnisse und Strategien sozial-

ökologischer Transformation, in: PROKLA. Heft 189, 47. Jg. 2017, Nr. 4, 

S. 517 – 534. 

14 Geringe gesellschaftliche Akzeptanz der Maßnahmen oder gar sozialer 

Protest sind dann vorprogrammiert. Die Gelbwestenproteste in Frankreich, 

aber auch Wählerstimmen für rechtsradikale Klimaleugner zeigen, was 

geschehen kann, wenn Marktmechanismen und Krisenfolgen das Problem 

der Klimagerechtigkeit eskalieren lassen. In der Schweiz, die bereits über 

eine C02-Steuer samt Sozialausgleich verfügt, scheiterte im Juni 2021 eine 

Volksabstimmung zu einer CO2-Gesetzesvorlage, die den Emissionshandel 

stärken wollte und von der Regierung, dem Parlament sowie dem Gros der 

Umweltverbände befürwortet wurde. Der Gesetzentwurf stieß bei einer 

knappen Mehrheit der Bevölkerung auf Ablehnung, weil die soziale Gerech-

tigkeitsproblematik unterschätzt wurde. Vgl.: Ringger, Beat (2021): Nicht 

für Elon Musk. Fürs Volk. Klimapolitik nach dem Nein zum CO2-Gesetz, 

Denknetz-Working-Paper. 

15 Hermann, Ulrike (2022): Das Ende des Kapitalismus, Köln. 

16 Dixson-Decléve, Sandrine et al. (2022): Earth for All. Ein Survivalguide 

für unseren Planeten, München, S. 81. 

17 Wallerstein, Immanuel (2002): Utopistik. Historische Alternativen des 21. 

Jahrhunderts, Wien, S. 101.  
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Arbeitsgruppe 1: Wohnen in Zeiten von Energie- und Klimakrise 

Dr. Rolf Bosse  

Die Arbeitsgruppe beleuchtete im Schwerpunkt 
die Situation von Mieter:innen, die in prekären 
Verhältnissen leben. Diese treffen die Auswirkun-
gen des geringen Wohnungsangebots sowie der 
steigenden Energie- und sonstigen Lebenshal-
tungskosten besonders hart, da sie bereits vor 
den Entwicklungen, die der Angriff Russlands auf 
die Ukraine ausgelöst hat, an der Grenze ihrer 
finanziellen Belastbarkeit standen. Beispielhaft 
wurde die Lage auf der Veddel beschrieben, wo 
die Poliklinik als Stadtteil-Gesundheitszentrum 
Versorgungsangebote macht. Diese umfassen 
nicht nur den Bereich Gesundheit, sondern auch 
Bildung, Teilhabe und Wohnen. Übereinstim-
mung herrschte, dass sowohl dort wie auch in 
anderen Stadtteilen gerade die vulnerable Gruppe 
der wirtschaftlich schwachen Bevölkerung viel zu 
sehr mit der Bewältigung ihrer Gegenwartsprob-
leme beschäftigt ist, als sich Gedanken zu ma-
chen oder gar Vorkehrungen zu treffen für die 
Herausforderungen, die in der Zukunft auf sie 
zukommen. Konkret können keine Rücklagen 
gebildet werden für die zu erwartenden Steige-
rungen der Heizkosten, können Mieterhöhungen 
nach energetischen Sanierungen nicht bezahlt 
werden und können oftmals auch mangels Ange-
boten keine für die Haushaltsgrößen geeigneten 
Wohnungen angemietet werden. 

Dabei werden die finanziellen Anforderungen in 
den nächsten Jahren zunehmen: Damit der Kli-
mawandel verlangsamt und reduziert wird, hat 
sich Hamburg auf den Weg gemacht, den Ausstoß 
von CO2 zu reduzieren. Laut Hamburger Klima-
plan ist das erste Etappenziel das Jahr 2030. 
Dann sollen die CO2-Emissionen um 55 % gegen-
über dem Basisjahr 1990 gesenkt sein. Spätestens 
bis 2050, besser bis 2045, strebt die Stadt eine 
Emissionsminderung von mindestens 95 % an, 
um Klimaneutralität zu erreichen. 

Für den Wohngebäudesektor bedeutet dies, dass 
die Gebäude energetisch modernisiert und mit 
Heizungssystemen ausgestattet werden, die wenig 
oder kein CO2 freisetzen. 

Damit kommen durch jede Maßnahme am Ge-
bäude erhebliche Kosten auf die Eigentümer der 
Immobilien zu. Diese sehen sich ohnehin in einer 
erheblich verschlechterten Marktlage. Nach Jah-
ren niedriger Zinsen und steigender Immobilien-
preise ist nun aufgrund des Zinsanstiegs für viele 
Menschen die Bildung von Wohneigentum un-

möglich geworden. Wer eine Anschlussfinanzie-
rung braucht, muss deutlich tiefer in die Tasche 
greifen. Regularien bei der Kreditvergabe sorgen 
dafür, dass energetisch schlechte Gebäude noch 
schwieriger, bald womöglich gar nicht mehr fi-
nanziert werden können. Makler verzeichnen 
folgerichtig einen erheblichen Rückgang der Ver-
käufe. Erwartungen an den Erlös müssen gesenkt 
werden. Das ist kein geeignetes Klima für massi-
ve Investitionen. Naheliegend, dass vermietende 
Eigentümer ein Interesse daran haben, die Kosten 
energetischer Maßnahmen auf die Miete umzule-
gen. 

Entsprechend entwickelt sich die Diskussion um 
die Reform des Gebäudeenergiegesetzes (GEG). 
Im aktuellen Entwurf sollen Kosten für Heizanla-
gen als besondere Form der energetischen Mo-
dernisierung in Höhe von 10% der Gesamtkosten 
auf die Jahresmiete umgelegt werden können. 
Andere Modernisierungskosten dürfen lediglich in 
Höhe von 8 % umgelegt werden. Immerhin sieht 
das GEG eine Grenze von 0,50 €/m² bei Mieter-
höhungen vor, die allerdings bei parallel durchge-
führten weiteren Maßnahmen um bis zu  
3,00 €/m² ergänzt werden darf. Die Gefahr, ins-
besondere Menschen mit geringen Einkommen 
finanziell zu überfordern ist groß. 

Demgemäß richtete sich der Appell an alle Teil-
nehmenden, sich für effektiven Schutz dieser 
Menschen einzusetzen, damit sich ihre Situation 
bessert, anstatt sich weiter zu verschlechtern. 
Denn der Klimawandel macht umfassende Inves-
titionen in Energiewende und energetische Ge-
bäudesanierung erforderlich, deren Kosten zu 
großen Teilen über die Mieten gedeckt werden 
sollen.  

Was insbesondere erforderlich ist, sind Härtefall-
regelungen, um Mieterhöhungen abzuwenden bei 
entsprechend geringem Haushaltseinkommen. 
Bisher ist ein solcher Härteeinwand überhaupt 
nur möglich, wenn der Vermieter die Maßnah-
men auf eigenen Entschluss durchführen lässt. 
Wird eine gesetzliche Vorgabe umgesetzt, können 
Mieter:innen sich nicht auf Härtegründe berufen. 
Dies muss dringend geändert werden. Bei jedwe-
der Mieterhöhung nach Modernisierungsmaß-
nahmen muss ein Härtefalleinwand möglich sein. 

Ein anderer, ebenso wichtiger Punkt ist der Zu-
gang zu Wohnraum an sich. Die extrem ange-
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spannte Lage auf dem Wohnungsmarkt benach-
teiligt insbesondere Menschen mit geringem Ein-
kommen und zugleich mit Migrationshintergrund. 
Wie eng es auf dem Wohnungsmarkt zugeht, 
zeigen die Zahlen: Zum Stichtag 30.06.2022 gab 
es in Hamburg insgesamt 12.318 unversorgt vor-
dringlich wohnungssuchende Haushalte. Das sind 
Menschen, die eine amtliche Bescheinigung dar-
über haben, dass sie dringend sofort eine Woh-
nung brauchen. Tausende ukrainische Geflüchte-
te leben in Zelten. Hinzu kommen diejenigen, die 
zwar eine Wohnung haben, aber völlig beengt 
leben und deswegen auf Wohnungssuche sind. Es 
dürfte sich um über 50.000 Menschen handeln. 
Sie leben mit ihren Familien zu fünft in Zwei-
zimmerwohnungen, zu sechst in Dreizimmer-
wohnungen. Der Neubau stockt, trotz aller Be-
mühungen des Senats im Bündnis für das Woh-
nen, die für Hamburg erforderliche Zahl an Neu-
bauwohnungen zu organisieren. In den »guten« 
Jahren zwischen 2011 und 2021 kam es durch die 
Bemühungen des Bündnisses zwar zu einem 
Anstieg der bis dahin geringen Fertigstellungszah-
len, das hat aber nicht gereicht. Insbesondere im 
öffentlich geförderten Segment fehlen Wohnun-
gen, von gut 300.000 sank deren Zahl in Ham-
burg auf nunmehr unter 80.000. Es liegt auf der 
Hand, dass angesichts dieser Verhältnisse Vermie-
ter:innen dazu neigen, Interessent:innen aus pre-
kären Verhältnissen zugunsten solcher in »soli-
den« Verhältnissen zu diskriminieren. 

Das Thema Wohnen und Migration gehört damit 
zu den drängenden Fragen, auf die die Gesell-
schaft Antworten finden muss. Denn wir können 
es uns angesichts der demographischen Situation, 
dem zunehmenden Arbeits- und Fachkräfteman-
gel nicht leisten, ganze Bevölkerungsgruppen 
abzuhängen. Gesunde Wohnverhältnisse sind 
eine zentrale Voraussetzung für Bildung und 
Teilhabe. Eine florierende und starke Wirtschaft 
basiert auf einer starken Stadtgesellschaft mit 
soliden sozialen Strukturen. 

Unter dem Schlagwort Umverteilung wurde wei-
terhin unter anderem das Problem des sehr unter-
schiedlichen Flächenverbrauchs diskutiert. Dieje-
nigen, die sich große Wohnflächen leisten kön-
nen, tun dies in den Ballungsräumen zulasten 
derjenigen, die sich diese nicht leisten können, 
aber zugleich umso mehr brauchen würden. Ist 
es gesellschaftlich vielleicht sogar geboten, Ver-
zicht und Reduktion zu üben? Eine Grundan-

nahme lautete, dass zum Beispiel ältere Men-
schen, deren Kinder ausgezogen sind, auf mehr 
Fläche leben, als sie eigentlich bräuchten. Nun 
garantiert unser Grundgesetz Privatautonomie 
und die Entscheidung, wie und in welchen Ver-
hältnissen Menschen wohnen möchten, liegt bei 
diesen selbst. Und warum sollte jemand umzie-
hen, solange die Wohnung (gerade noch) leistbar 
ist? Nicht nur wäre ein Ortswechsel mit einer 
Umgewöhnung verbunden, die Stress bedeutet, 
zudem müsste die Person sich von vielen Gegen-
ständen und Möbeln trennen, an die die Erinne-
rungen eines ganzen Lebens geknüpft sind. Ein 
schmerzhafter Prozess. Es erscheint folgerichtig, 
dass laut einer Umfrage aus dem Jahr 2014  
40 Prozent der Befragten das Kinderzimmer nach 
Auszug des Kindes in ein Gästezimmer umwan-
deln würden und weitere 40 Prozent in ein Ar-
beitszimmer. Ein Prozent würde untervermieten. 
Aber niemand kam auf die Idee, in eine kleinere 
Wohnung umzuziehen. 

Und so kommt es immer wieder vor, dass der 
Umzug in eine barrierefreie Wohnung mit Hilfs-
angeboten erst erfolgt, wenn der Mensch die 
Treppen oder das Leben alleine nicht mehr be-
wältigen kann. Dann ist es oft zu spät, noch wirk-
lich in einer neuen Umgebung Fuß zu fassen. Die 
frühzeitige Anpassung des Wohnraums an den 
eigenen Bedarf ist aus diesem Gesichtspunkt kei-
ne Strafe, sondern Zutat für gute Bedingungen im 
nächsten Lebensabschnitt. 

Unzureichender Wohnraum, zu hohe Lebenshal-
tungskosten und Perspektivlosigkeit im Hinblick 
auf eine Besserung der bestehenden Verhältnisse 
gefährden den sozialen Frieden und den Zusam-
menhalt unserer Gesellschaft. Hier regt sich zu-
nehmend Widerstand. Um gehört zu werden, 
werden Proteste mittlerweile auch in wohlhaben-
de Stadtteile getragen. Es ist an der Zeit, sie zu 
hören, bevor Populisten und Demagogen mit 
ihren Heilsversprechen weiteren Nutzen aus der 
Not der Bevölkerung ziehen können. Besinnen 
wir uns auf unsere Stärken und setzen wir sie ein 
in einer solidarischen Gesellschaft.  

 

Neben Dr. Rolf Bosse lieferte auch Tina Röthig, 
Poliklinik Veddel, einen inhaltlichen Impuls zur 
Arbeitsgruppe 1. 
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Arbeitsgruppe 2: Klimawandel – Herausforderungen für die 
Arbeit im Stadtteil 

Prof. Dr. Tilman Lutz und Dr. Anne Vogelpohl 

Welche Rolle spielen die globale Herausforderung 
des Klimawandels und daraus folgende, notwen-
dige Anpassungen für die Arbeit im Stadtteil? Und 
wie hängen diese Verhältnisse mit Armut in einer 
Stadt wie Hamburg zusammen? In der Hansestadt 
ist jede fünfte Person arm bzw. »armutsgefähr-
det«, unter den Ein-Eltern-Familien fast die Hälfte 
(46,2%), knapp ein Viertel der Kinder wächst in 
Armut auf1. Die Klimabilanz armer Haushalte 
hingegen ist besser, da der so genannte ›untere 
Rand‹ der Gesellschaft qua Lebenslage und einge-
schränktem Konsum deutlich weniger zum Kli-
mawandel beiträgt. Von dessen konkreten Aus-
wirkungen sind Menschen in Armut jedoch ge-
nauso betroffen – und sie haben weniger Res-
sourcen, um sich an die veränderten Bedingun-
gen anzupassen. Die Relevanz und die Schutz-
aufgaben sind auch mit Blick auf den Klimawan-
del in der Gesellschaft ungleich verteilt – nicht 
nur global betrachtet, sondern auch innerhalb 
von Städten. 

Mit Blick auf einen Stadtstaat wie Hamburg stellt 
sich vor diesem Hintergrund die Frage, wie die 
beiden Herausforderungen – Armut und Klima-
wandel – auf der Ebene der Bezirke, Stadtteile 
und Quartiere integriert aufgenommen und bear-
beitet werden können – oder ob sie einander 
vielmehr entgegenstehen oder sogar das eine das 
andere verdeckt. Mit den beiden Referentinnen 
wurden sehr konkret die aktuellen Programme 
und Programmatiken in Hamburg fokussiert.  

Ein zentrales Programm, benachteiligte Quartiere 
zu unterstützen, in denen besonders viele Men-
schen in Armut wohnen, ist das Rahmenpro-
gramm Integrierte Stadtteilentwicklung RISE. In 
diesem Programm sind inzwischen Klimaschutz 
und Klimaanpassung als Querschnittsaufgabe 
definiert. Wie kann das gelingen, und welche 
Hürden und Stolpersteine zeigen sich in der kon-
kreten Arbeit? Dazu berichtete die Expertin für 
soziale Stadtentwicklung Martina Stahl von der 
Lawaetz-Stiftung: »In dem Rahmenprogramm 
integrierte Stadtteilentwicklung (RISE) ist der 
Klimawandel ein wichtiges neues Handlungsfeld.« 
Alle Projekte sollen unter der Überschrift Klima-
schutz und -anpassung entwickelt und umgesetzt 
werden. Starke Partner:innen seien dabei die 
Wohnungsunternehmen und die Bezirke, die im 
Wohnumfeld bzw. im öffentlichen Raum Maß-

nahmen umsetzen, wie z.B. die Förderung der 
Artenvielfalt im urbanen Raum, Regenwasseran-
passung, Entsiegelung von Flächen. »Insgesamt 
wird bei allen Akteuren im Gebiet (Profis wie 
Bewohnende) eine große Sensibilität für dieses 
Thema erzeugt«, resümierte Stahl. Andere Maß-
nahmen, die umgesetzt werden, seien zum Bei-
spiel Aktionstage oder Klimawochen mit Angebo-
ten wie Fahrradreparatur, Informationsstände von 
Energielotsen, Flohmärkte, Mobilitätsangebote, 
Klimaanpassung für die Wohnungen und Häuser. 

Die Expertin für Stadtentwicklung verwies ferner 
darauf, dass in Hamburg Menschen mit geringem 
Einkommen beim Kauf energiesparender Elektro-
geräte mit Gutscheinen der Energielotsen unter-
stützt würden. In anderen Bundesländern würden 
die Kosten allerdings komplett übernommen. 
»Auch wenn städtebauliche Programme nicht die 
individuelle Einkommenssituation verändern, 
setzen sie an der Verbesserung der Lebensbedin-
gungen insgesamt im Quartier an und dafür ist 
das Handlungsfeld Klimaschutz sehr wichtig«, so 
Stahl. 

In Hamburg hat inzwischen jeder Bezirk ein Kli-
ma-Team, um den Klimaplan der Hansestadt auf 
Bezirksebene zu begleiten und umzusetzen. Wie 
sieht aber dessen Konkretisierung aus und wie 
gelingt der Dialog auf der Stadtteils- und Quar-
tiersebene? »Die Hamburger Bezirksämter gestal-
ten den Klimaschutz mit der Umsetzung eigener 
bezirklicher Klimaschutzkonzepte mit«, stellte 
Solveig Schröder fest, die im Bezirksamt Nord die 
Stabsstelle Klimaschutz leitet. »Die Konzepte 
orientieren sich am gesamtstädtischen Hamburger 
Klimaplan, der verschiedene Handlungsbereiche 
wie bspw. Mobilitätswende und Wärmewende 
beinhaltet.« Das Konzept des Bezirksamtes Ham-
burg-Nord ginge zudem auf die Themen klima-
freundliche Stadtentwicklung und Akteure im 
Klimaschutz ein. Alle genannten Themen spielten 
auch für die soziale Frage im Klimaschutz eine 
Rolle. 

»Das Quartier ist der ›Raum‹, in dem die Men-
schen wohnen, sich täglich bewegen und begeg-
nen. Quartiere sind somit die lokalen Einheiten, 
auf die größere Klimaschutzziele herunter gebro-
chen werden. Innerhalb der Bezirke kommt dem 
Klimaschutz auf Quartiersebene eine große Be-
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deutung zu, da hier oftmals die Erprobung und 
konkrete Umsetzung der Ideen und Lösungen 
stattfindet«, betonte Schröder. Dies sei vor allem 
im öffentlichen Raum sichtbar. Beispiel: Förde-
rung des Fußverkehrs. Zu Fuß gehen ist nicht mit 
Kosten verbunden und somit für alle Menschen 
ohne körperliche Einschränkungen unabhängig 
vom Einkommen möglich und verfügbar. Derzeit 
sind viele Quartiere aber noch autogerecht gestal-
tet und parkende Autos beanspruchen viel Platz 
im öffentlichen Raum. »Eine barrierearme und 
sichere Wegegestaltung für den Fußverkehr und 
die Schaffung von mehr Freiraum mit Aufent-
haltsqualität ist daher nicht nur inklusiv, sondern 
auch sozial gerecht«, lautete Schröders Schluss-
folgerung.  

Zudem dienten u.a. die sozio-kulturellen Einrich-
tungen vor Ort als wichtige Multiplikator:innen 
und Begegnungsstätten, in deren Kontext das 
Thema Klimaschutz integriert werden kann. Sie 
seien auch wichtige Partner:innen für die Umset-
zung bezirklicher Klimaschutzmaßnahmen auf 
Quartiersebene, z.B. mit gemeinsamen Informa-
tions- und Aktionstagen zum Thema Energie- und 
Kosteneinsparung. »Die Menschen im Quartier 
können somit Adressat:innen und gleichzeitig 
Gestalter:innen der Klimaschutz-Maßnahmen 
sein. Ziel ist es, gemeinsam mit ihnen ein zu-
kunftsfähiges, klimafreundliches Quartier zu 
schaffen, das für alle Bewohner:innen unabhän-
gig der Einkommensstufe lebenswert ist«, fasste 
Schröder weiter zusammen. 

Die Referent:innen konnten mit diesen Ausfüh-
rungen nicht nur Einblicke in ihre Arbeitsfelder 
und den ihnen dort begegnenden Herausforde-
rungen geben; sie konnten auch ganz konkrete 
Möglichkeiten einer sozialen und klimagerechten 
Arbeit im Stadtteil aufzeigen. Dass dabei dennoch 
mehr Fragen und (An-)Forderungen entstanden 
sind und aufgeworfen wurden als konkrete Lö-
sungsmöglichkeiten, war wenig überraschend. 
Die Komplexität liegt auch darin begründet, dass 
Klimaschutz und Klimaanpassung als notwendige 
Reaktionen auf den Klimawandel einerseits über 
die Bezirks-, Stadtteil- oder Gebietsebene zur 
Aufgabe im Alltag jeder:s Einzelnen gemacht wird 
– und werden kann. Eine wesentliche Unterstüt-
zung sind hier gute Informationen und Beispiele. 

Andererseits bergen quartiersbezogene Ansätze 
die Gefahr der bloßen Individualisierung bzw. 
Regionalisierung von Verantwortung. Dies könnte 
sogar eine soziale Spaltung eher reproduzieren 
oder sogar verschärfen statt abzumildern. Inso-
fern dürfen – so auch ein Ergebnis der Diskussion 
– die Fragen, wo Verantwortung auf lokaler Ebe-
ne endet und was strukturell und politisch auf 
Landes- und Bundesebene beantwortet und bear-
beitet werden muss, nicht an den Rand gedrängt 
werden. 

 

Anmerkung: 
1 Vgl. Diakonie Hamburg | Daten, Fakten und Fragen zur Armut in Ham-

burg (diakonie-hamburg.de), Zugriff am 15. Mai 2023.  
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Arbeitsgruppe 3: »Elitenprojekt« Klimaschutz? – Wahrnehmung 
und politische Gegenstrategien 
Teil 1: Ergebnisse aus der Studie Umweltbewusstsein in Deutschland und weiteren 
sozialwissenschaftlichen Studien 

Dr. Angelika Gellrich und Michael Schipperges1 

Wer ist dem Klimaschutz gegenüber ablehnend 
oder skeptisch eingestellt? 

In repräsentativen Bevölkerungsbefragungen 
ermitteln das Bundesumweltministerium und das 
Umweltbundesamt seit 1996 alle zwei Jahre, wie 
es um das Umweltbewusstsein und das Umwelt-
verhalten der Menschen in Deutschland steht und 
wie sie sich entwickeln. 

Für die Studie »Umweltbewusstsein in Deutsch-
land 2020« (BMUV & UBA 2022) wurden im No-
vember und Dezember 2020 2.115 Personen ab 
14 Jahren im Rahmen einer Online-Umfrage mit 
dem infas-Dual-Frame-Panel befragt. Der inhaltli-
che Schwerpunkt lag bei den Themen Klima-
schutz und sozial-ökologische Transformation.  

Für das Thema des Beitrags von besonderem 
Interesse dürften die Ergebnisse einer vertiefen-
den Analyse der Befragungsdaten sein, bei der 
mittels multivariater und insbesondere cluster-
analytischer Verfahren sechs unterschiedliche 
Umweltbewusstseinstypen herausgearbeitet wur-
den (Stieß et al. 2022).2 

Diese werden in der Studie wie folgt benannt (in 
Klammern steht jeweils ihr Anteil an der bevölke-
rungsrepräsentativen Stichprobe): die »Ablehnen-
den« (8%), die »Skeptischen« (18%), die »Unent-
schlossenen« (22%), die »Aufgeschlossenen« 

(25%), die »Orientierten« (13%) und die »Konse-
quenten«(14%).  

Bei Betrachtung der soziodemografischen Profile 
der sechs Typen fällt auf, dass diese keineswegs 
als homogene Gruppen zu anzusehen sind. Viel-
mehr ist es so, dass »hohe und niedrige Umwelt- 
und Handlungsorientierungen mehr oder weniger 
ausgeprägt in allen gesellschaftlichen Gruppen zu 
finden [sind]« (ebd., S. 11). In den weiteren Aus-
führungen liegt der Fokus auf den hier interessie-
renden beiden Typen, die – wie ihre Benennun-
gen schon sagen – dem Umwelt- und insbesonde-
re dem Klimaschutz ablehnend oder skeptisch 
gegenüberstehen. Die folgende Beschreibung der 
»Ablehnenden« und »Skeptischen« beruht weitge-
hend auf dem wissenschaftlichen Vertiefungsbe-
richt zur UBS 2022 (Stieß et al. 2022).  

Charakterisierung der 
Umweltbewusstseinstypen3 

»Die Ablehnenden« 

Die »Ablehnenden« weisen eine mittelhohe Um-
welteinstellung auf. Ihre Klimaeinstellung ist im 
Gegensatz dazu nur niedrig ausgeprägt. Umwelt-
bewusstes Verhalten wird von ihnen nur in ge-
ringem Umfang berichtet. Ihre Veränderungsbe-
reitschaft fällt ebenfalls gering aus (vgl. Tab. 1). 
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  Tab. 1: Grundschema der Ablehnenden (Quelle: Stieß et al. 2022, S. 94) 

 

 

Bei Betrachtung ihres soziodemografischen Profils 
fällt auf, dass Männer (mit einem Anteil von 76 
Prozent) überdurchschnittlich stark vertreten 
sind. Das mittlere Alter der Ablehnenden ist 
überdurchschnittlich. So sind Personen unter 30 
Jahren unterproportional vertreten, wohingegen 
Personen zwischen 30 und 49 Jahren sowie Per-
sonen ab 70 Jahren überproportional vertreten 
sind. Das formale Bildungsniveau der Ablehnen-
den ist im Vergleich zur Gesamtbevölkerung et-
was geringer. Vollzeit-Erwerbstätige, Rent-
ner*innen sowie Erwerbslose sind überrepräsen-
tiert, während Schüler*innen, Auszubildende und 
Studierende sowie Teilzeit-Erwerbstätige unterre-
präsentiert sind.  

Personen mit sehr hohen Einkommen sind über-
durchschnittlich stark vertreten, aber auch niedri-
ge Einkommen kommen so häufig wie im Bevöl-
kerungsdurchschnitt vor. Insgesamt liegt das 
Einkommen der Ablehnenden leicht über dem 
Durchschnitt, wobei sich für diesen Typ insge-
samt eine erhebliche Spreizung der Einkommen 
ergibt. Dazu passt auch der überdurchschnittliche 
Anteil an Arbeitslosen. Mit anderen Worten: Der 
Typus der Ablehnenden ist sowohl in niedrigen 
als auch in gehobenen Einkommensgruppen ver-
breitet. 

Ablehnende wohnen etwas seltener ländlich, sie 
sind zugleich jedoch überproportional oft aus 
einer Region mit relativ schlechtem Infrastruktur-
zugang und niedriger Kaufkraft. Sie leben häufi-
ger in ostdeutschen Bundesländern (BMUV & 
UBA 2022, S. 44). Mit Blick auf Haushaltszu-
sammensetzung zeigt sich: Der Anteil der Allein-
lebenden ist im Vergleich zu allen Befragten hö-
her und der für Personen mit minderjährigen 
Kindern im Haushalt geringer. 

Das Interesse am Thema Klimawandel und Kli-
maschutz ist bei den Ablehnenden relativ gering. 
Sie fühlen sich aber trotzdem mehrheitlich und 
im Vergleich zur Gesamtbevölkerung überdurch-
schnittlich gut über dieses Thema informiert. 
Damit wird deutlich: Die Skepsis und Ablehnung 
gegenüber dem Klimaschutz gehen bei dieser 
Gruppe oft mit der Einschätzung einher, gut in-
formiert zu sein. Passend zu ihrer geringen 
Klimaeinstellung sehen die Ablehnenden nur 
geringen Handlungsbedarf in Sachen Klima-
schutz.  Außerdem stimmt eine deutliche Mehr-
heit zu, dass der Klimawandel sich allein mit 
Technik und ohne Änderung des Lebenswandels 
bremsen lässt. Insgesamt verwundert es daher 
nicht, dass die Ablehnenden so gut wie kein En-
gagement für den Klimaschutz zeigen. Darüber 
hinaus lehnen fast alle Ablehnenden die Anliegen 
der Klimabewegung ab und die überwiegende 
Mehrheit hält die Klimaaktivistinnen und 
Klimaaktivisten für nicht glaubwürdig.  

Bei der Frage, ob man oft unsicher ist, welche 
Produkte tatsächlich umweltfreundlich sind, 
stimmen die Ablehnenden deutlich seltener zu. 
Dieses Ergebnis ist vermutlich so zu deuten, dass 
Umweltaspekte bei der Produktauswahl eine un-
tergeordnete Rolle spielen und diesbezügliche 
Unsicherheit daher auch nicht bzw. seltener auf-
kommt. 

»Die Skeptischen« 

Die »Skeptischen« weisen eine hohe Umweltein-
stellung auf, während ihre Klimaeinstellung nur 
mittelstark ausgeprägt ist. Umweltbewusstes Ver-
halten wird von ihnen in mittlerem Umfang be-
richtet. Auch ihre Veränderungsbereitschaft liegt 
auf mittlerem Niveau (vgl. Tab. 2). 

 

Umwelteinstellung Klimaeinstellung Umweltverhalten Veränderungsbereitschaft 

mittel niedrig niedrig niedrig 
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Tab. 2: Grundschema der Skeptischen (Quelle: Stieß et al. 2022, S. 97) 

Umwelteinstellung Klimaeinstellung Umweltverhalten Veränderungsbereitschaft 

hoch mittel mittel mittel 

 

 

Das soziodemografische Profil der Skeptischen 
ist, ebenso wie das der Ablehnenden, von einem 
überdurchschnittlichen Männeranteil geprägt 
(Anteil Männer 59 Prozent), wenn auch nicht 
ganz so stark. Bei den Skeptischen sind ebenfalls 
eher höhere Altersgruppen vertreten, wobei die 
40- bis 59-Jährigen überdurchschnittlich und die 
unter 40-Jährigen aber schwächer vertreten sind. 
Insgesamt liegt der Altersschnitt über dem der 
Bevölkerung. Entsprechend gering ist bei den 
Skeptischen der Anteil an Schüler*innen, Studie-
renden und Auszubildenden. Bei ihnen überwie-
gen einfache und mittlere Bildungsabschlüsse: 
Die Skeptischen haben von allen Gruppen das 
niedrigste formale Bildungsniveau. Der Anteil an 
Personen mit Abitur bzw. Studium ist unter-
durchschnittlich und der an Personen mit Haupt-
schulabschluss überdurchschnittlich hoch.  

Mit Blick auf die Höhe der Einkommen bei den 
Skeptischen zeigt sich, dass diese insgesamt et-
was über dem Durchschnitt liegen. Personen mit 
einem mittleren Einkommensniveau sind häufiger 
vertreten als im Durchschnitt (38 % versus 26 % 
in der Gesamtstichprobe) und Personen mit nied-
rigem schwächer (26 % versus 37 % in der Ge-
samtstichprobe). Die Skeptischen wohnen etwas 
seltener in Großstädten. 

Das Interesse am Thema Klimawandel und Kli-
maschutz ist bei den Skeptischen unterdurch-
schnittlich; dies trifft auch auf die Einschätzung 
der eigenen Informiertheit zu. Außerdem sind sie 
nach den Ablehnenden von allen Gruppen am 
zweitstärksten der Ansicht, die Klimaproblematik 
lässt sich allein mit Technik lösen.  

Bei der Frage, ob man oft unsicher ist, welche 
Produkte tatsächlich umweltfreundlich sind, 
stimmen die Skeptischen seltener zu. Ähnlich wie 
bei den Ablehnenden dürfte eine Erklärung für 
dieses Ergebnis sein, dass Umweltaspekte eine 
geringere Rolle bei der Produktauswahl spielen. 

Weiter ausdifferenzierende Analyse der 
Ablehnend-Skeptischen 

Im Folgenden werden die Personen, die dem 
Umwelt- und Klimaschutz ablehnend bzw. skep-
tisch gegenüberstehen, weiter ausdifferenzierend 
untersucht. Die Darstellung beruht auf einem im 
Erscheinen befindlichen Untersuchungsbericht, 
der im Rahmen des UBA-Forschungsprojekts 
»Umweltpolitik im Dialog – Umwelt / Populismus 
/ Demokratie«4 (kurz: UPoDi; Schipperges & 
Denk, im Erscheinen) entstanden ist. Die Grund-
lage bildete eine Sekundärdatenanalyse der Daten 
der UBS 2020 (BMUV & UBA 2022) sowie eine 
anschließende, vertiefende Literaturauswertung. 
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Dabei wurden insgesamt sechs unterschiedliche 
Gruppen ermittelt und beschrieben, die alle ge-
genüber Umweltpolitik skeptisch bis ablehnend 
eingestellt sind, jedoch unterschiedliche soziale 
und kulturelle Hintergründe haben5. Diese Grup-
pen wurden unter anderem hinsichtlich populisti-
scher Einstellungen untersucht. Im Fokus des 
vorliegenden Artikels stehen nur vier der sechs 
Typen, da diese eine große Überschneidung (73 
Prozent) mit den Ablehnenden und Skeptischen 
aus der UBS 2020 aufweisen, während zwei wei-
tere Typen, die im Rahmen der Literaturanalyse 
in anderen Quellen gefunden wurden, hier nicht 
näher dargestellt werden. Im Untersuchungsbe-
richt von Schipperges und Denk (im Erscheinen) 
wurden zudem gruppenübergreifende populisti-
sche Dynamiken herausgearbeitet, die Einfluss 
auf die (Ablehnung von) Umweltpolitik und 
Nachhaltigkeitsdiskurse haben. Auf diese geht der 
Artikel abschließend im Fazit ein.  

Vorgehen der Sekundärdatenanalyse 

Auf Basis der Daten der UBS 2020 – (BMUV & 
UBA 2022; Stieß et al. 2022) wurde eine statisti-
sche Re-Analyse durchgeführt, um diejenigen 
Befragten, die einer ambitionierten Nachhaltig-
keitspolitik gegenüber (eher) skeptisch bzw. ab-
lehnend gegenüber eingestellt sind, genauer zu 
betrachten. Um den Personenkreis entsprechend 
einzugrenzen, wurde nach einem geeigneten 
Anker-Statement im Datensatz gesucht. Die Aus-
sage »Die deutschen Klimaschutzziele sollten ehr-
geiziger sein, weil wir aktuell zu wenig leisten, um 
das Paris-Abkommen zu erfüllen (Begrenzung der 
globalen Erderwärmung auf möglichst 1,5 Grad)« 
erwies sich dafür als geeignet. Circa 23 Prozent 
(492 Personen) der repräsentativen Stichprobe 
stimmten dieser Aussage überhaupt nicht oder 
eher nicht zu. Mit diesem Statement konnte der 
Anteil der Skeptisch-Ablehnenden angemessen 
abgebildet werden (die Ablehnenden plus die 
Skeptischen ergaben zusammen in der bevölke-
rungsrepräsentativen Stichprobe einen Anteil von 
circa 26 Prozent), zumal es auch inhaltlich die 
entsprechende ablehnende bzw. skeptische Hal-
tung gut erfasste. Diese Teilgruppe weist zudem 
ein geringes bzw. unterdurchschnittliches Um-
welt- und Klimabewusstsein auf. 

Auf Basis dieser Teilstichprobe wurde mit Hilfe 
von Clusteranalysen6 die interne Diversität der 
ablehnend-skeptischen Befragten differenzierter 
herausgearbeitet. Es ergaben sich vier inhaltlich 
relevante und statistisch gut abgrenzbare Typen: 
»Nationalliberal-Konservative«, »Abstiegsbedroht-
Skeptische«, »Radikal-Individualistische« und 

»Traditionell-Heimatbezogene«. Diese werden im 
Folgenden anhand von Kurzprofilen dargestellt.  

Beschreibung der vier ablehnend-skeptischen 
Typen7 

»Nationalliberal-Konservative« 

Bei diesem Typus überwiegen Männer in mittle-
ren und höheren Altersgruppen und in gehobe-
nen sozialen Lagen. Typisch ist eine Parteipräfe-
renz für die AfD oder die FDP, aber auch die 
CDU/CSU kommt infrage. Ökologische Heraus-
forderungen spielen in ihrem Denken kaum eine 
Rolle; insbesondere bezüglich dem menschenver-
ursachten Klimawandel zeigt man sich skeptisch. 
Insofern sehen sie auch kaum Handlungsbedarf 
im Bereich Umweltpolitik – die aus ihrer Sicht 
gerade in Deutschland schon ›mehr als in anderen 
Ländern‹ oder auch einfach ›mehr als genug‹ tut. 
Entsprechend gering ist die Bereitschaft zu um-
weltschützendem Verhalten im eigenen Alltag. 
Dagegen betont dieser Typus die Notwendigkeit 
der Stärkung wachstumsförderlicher wirtschaftli-
cher Rahmenbedingungen und orientiert sich 
stark an der Sicherung des (eigenen, privilegier-
ten) Lebensstandards.  

Gesellschaftspolitisch hält man an (überkomme-
nen) hierarchisch-patriarchalischen und autoritä-
ren Strukturen fest. Ein ausgeprägtes Leistungs-
ethos führt bei diesem Typus zu sozialdarwinisti-
schen Haltungen. Gegenüber der Politik und einer 
aus ihrer Sicht ›tendenziösen‹ Wissenschaft 
herrscht Skepsis. Ihre Ablehnung einer offenen, 
diversen Gesellschaft sowie ihre Betonung von 
nationalen (wirtschaftlichen und anderen) Inte-
ressen stellt eine Verbindung zu populistischen 
Strömungen her – auch wenn man gleichzeitig zu 
›allzu Radikalem‹ auf Distanz geht.  

»Abstiegsbedroht-Skeptische« 

Auch diese sind überwiegend männlich und fin-
den sich vor allem in unteren bis mittleren sozia-
len Lagen. Ihr Altersschwerpunkt liegt zwischen 
30 und 60 Jahren. Sehr häufig besteht eine Par-
teipräferenz für die AfD, daneben auch für die 
CDU/CSU, die SPD und die Linke. Diese Personen 
sehen sich unter einem massiven Wettbewerbs-
druck und abstiegsgefährdet. Sie befürchten von 
ambitionierten Nachhaltigkeitsmaßnahmen eine 
weitere Verschlechterung ihrer Situation – und 
stehen diesen daher grundsätzlich skeptisch ge-
genüber. Das Umwelt- und Klimabewusstsein ist 
gering, gleichzeitig besteht zu diesen Themen 
aber auch ein geringer Informationsstand und 
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insgesamt wenig Interesse. Insbesondere (Um-
welt- und Klimaschutz-)Maßnahmen, die mit 
Kosten oder Einschränkungen verbunden sind, 
werden abgelehnt.  

Typisch für diese Gruppe ist die Einstellung, dass 
›es erstmal Fortschritte bei sozialer Gerechtigkeit 
geben muss, bevor wir uns Umwelt- und Klima-
schutz leisten können‹. Soziale und wirtschaftli-
che Deprivationserfahrungen sowie die Überzeu-
gung, dass ›die Politik doch immer nur von den 
Interessen der Konzerne gesteuert‹ werde, führen 
zu einer großen Empfänglichkeit für populistische 
Diskurse im Sinne des Gegensatzes zwischen 
›globalen Eliten‹ und ›einfachem, schwer arbei-
tendem Volk‹.  

»Radikal-Individualistische« 

Hier finden sich überwiegend Männer in jüngeren 
Altersgruppen (unter 30 Jahre). Sie gehören 
mehrheitlich der Unter- bis unteren Mittelschicht 
an. Auch findet sich unter ihnen ein hoher Anteil 
von Personen mit Migrationshintergrund. Es gibt 
viele Nichtwähler*innen oder Nicht-Wahlberech-
tigte, daneben eine überdurchschnittlich hohe 
Parteipräferenz für die AfD. Diese Personen igno-
rieren, leugnen oder verdrängen die ökologischen 
Krisen und verwahren sich gegen jegliche Forde-
rung, ihre Lebensweise zu verändern. Vorherr-
schend ist eine ausgeprägte Spaß- und Erlebnis-
orientierung, ein spontaneistischer und eskapisti-
scher Lebensstil.  

Man lebt ich-bezogen und möchte möglichst kei-
ne einschränkenden Verpflichtungen. Gegenüber 
den Regeln und Anforderungen der Leistungsge-
sellschaft zeigt man sich distanziert. Der Mehr-
heitsgesellschaft begegnet man gern mit demonst-
rativer Unangepasstheit. Unbekümmertheit und 
›Coolness‹ sind angesagt. Dabei steht schnelllebi-
ger und kurzfristiger Konsum im Vordergrund; 
(milieu- bzw. szene-spezifische) Status-Symbole 
und Prestige-Produkte (Auto, Kleidung, Acces-
soires), aber auch Musik und Unterhaltung haben 
einen hohen Stellenwert. Die Berücksichtigung 
von Umweltaspekten wird in diesem Zusammen-
hang als ›Zumutung‹ oder ›Spaßbremse‹ verstan-
den. Denkbare Einschränkungen der individuel-
len Wahl- und Konsumfreiheit werden grundsätz-
lich abgelehnt.  

Deprivationserfahrungen, teilweise auch Ver-
schwörungsmentalität und Abgrenzung gegen-
über ›Out-Groups‹ führen zu Offenheit für popu-
listische Strömungen. Das Thematisieren einer 
Abhängigkeit aller Gesellschaftsmitglieder von 

sozialen und ökologischen (Gesamt-) Systemen 
wird als Kränkung des individuellen Selbstver-
ständnisses als ›freier‹ Mensch gewertet. 

»Traditionell-Heimatbezogene« 

Diese sind mehrheitlich weiblich. Ihr Alters-
schwerpunkt liegt zwischen 40 und 70 Jahren. Es 
überwiegen eher niedrige oder mittlere Bildungs-
abschlüsse und überwiegend mittlere soziale 
Lagen. Sie leben vor allem in kleinen Gemeinden 
und ländlichen Gebieten. Es besteht eine klare 
Parteipräferenz für die CDU/CSU. Diese Personen 
sind angesichts der ökologischen Krise grundsätz-
lich besorgt, zu nachhaltigem Verhalten im priva-
ten Bereich bereit, jedoch überaus skeptisch ge-
genüber weitreichenden ›transformatorischen‹ 
Strategien, die gewohnte gesellschaftliche Struk-
turen (»Ruhe und Ordnung«) zu sprengen drohen.  

Sie sind überwiegend zufrieden mit dem eigenen 
und gesellschaftlichen Status-Quo und legen Wert 
auf ein harmonisches, gesichertes Privatleben in 
einem vertrauten und überschaubaren sozialen 
Umfeld. Überkommene Bräuche und Traditionen 
sowie soziale Normen haben für diesen Typus 
große Bedeutung. CO2-intensive Alltagspraxen 
(große Wohnungen, Festhalten am motorisierten 
Individualverkehr, fleischlastige Ernährung etc.) 
gehen einher mit umweltschonenden Tätigkeiten 
(DIY, Reparieren und Recyceln, insgesamt eher 
geringe Mobilität, kaum Fernreisen u.a.).  

Dieser Typus hat eine hohe Affinität zu Natur 
und Naturschutz, wohingegen andere ökologische 
Ziele wie beispielsweise die Energie-, Mobilitäts- 
und Ernährungswende eher skeptisch betrachtet 
werden. Insofern sind diese Personen empfäng-
lich für populistische Diskurse, die Natur- und 
Heimatschutz in einen Gegensatz zu anderen 
Nachhaltigkeitszielen bringen. Dabei finden als 
›Pragmatismus‹ etikettierte Vorbehalte konserva-
tiver und liberaler politischer Strömungen gegen-
über einer ›überzogenen‹ Umweltpolitik jedoch 
eher Akzeptanz als eindeutig rechtsextrem kon-
notierte Akteure, deren ›Extremismus‹ habituell 
abgelehnt wird.  

Fazit8 

Abschließend werden die Erkenntnisse hier noch 
einmal kurz zusammengefasst und Schlussfolge-
rungen abgeleitet und diskutiert. Aus der Be-
schreibung der »Ablehnenden« und »Skeptischen« 
bzw. der ausdifferenzierten Analyse von vier 
ablehnend-skeptischen Typen geht hervor, dass 
die Motivlagen und Hintergründe für die Ableh-
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nung oder Skepsis gegenüber (Umwelt- und) 
Klimapolitik durchaus unterschiedlich und hete-
rogen sind. Auch bei den soziodemografischen 
Merkmalen der Ablehnend-Skeptischen gibt es 
eine große Diversität.  

Die Zusammenschau der Befunde zeigt, dass eine 
ablehnende oder skeptische Haltung gegenüber 
dem Klimaschutz und einer sozial-ökologischen 
Transformation oftmals durch die Abwehr von 
Verlusten motiviert ist. Dies schließt sowohl ver-
meintliche als auch reale und materiell-finanzielle 
sowie symbolisch-kulturelle Verluste ein. Es kann 
sich dabei um die Verteidigung bestimmter Privi-
legien (wie ein gehobener Lebensstandard bei 
den »Nationalliberal-Konservativen« oder auch 
eine subjektive Überlegenheit gegenüber Out-
Groups) handeln oder auch um den Wunsch, eine 
Verschlechterung der eigenen unterprivilegierten 
oder prekären Lebenslagen zu verhindern (wie 
bei den »Abstiegsbedroht-Skeptischen« und den 
»Radikal-Individualistischen«). Es gibt dabei also 
sowohl eine ökonomische als auch eine kulturelle 
Dimension (Jacob et al. 2020), die nachhaltig-
keits- und klimaschutzskeptischen Haltungen und 
Argumentationen zugrunde liegen kann.  

Diese unterschiedlichen Motivationen zur Ableh-
nung von Nachhaltigkeit und Klimaschutz – die 
Verteidigung handfester individueller Privilegien 
(vor allem in gehobenen gesellschaftlichen Grup-
pen) auf der einen Seite, die Abwehr von real 
erfahrenen oder befürchteten ökonomischen und 
kulturellen Verlusten und Entbehrungen (insbe-
sondere in mittleren und unteren sozialen Lagen) 
auf der anderen Seite – gehen dabei insbesondere 
im (rechts-)populistischen Diskurs eine unheilvol-
le Verbindung ein. Es ist zu beobachten, dass in 
der Abwehr von Nachhaltigkeitstransformationen 
ein Bündnis zwischen einem »liberal-steigerungs-
orientierten Lager« und einem »regressiv-
autoritären Lager« entsteht (Eversberg 2020). 
Klimawandelskepsis fungiert dabei als populisti-
sches »Brückennarrativ« (Richter & Salheiser 
2022). Zwar interessieren sich privilegierte Grup-
pen selten ernsthaft für eine Verbesserung der 
Situation von weniger privilegierten Gruppen 
(Jacob et al. 2020; Schaller & Carius 2019), und 
andersherum weisen prekäre Gruppen starke 
Vorbehalte gegen ›die Eliten‹ auf. Aber sofern 
elitäre Gruppen populistisch argumentieren, wer-
den diese von Kritik ausgenommen, was ein sol-
ches ansonsten paradox erscheinendes Bündnis 
ermöglicht.  

Für umweltpolitische Akteure ergibt sich hieraus 
die Herausforderung, Strategien und Lösungsan-

sätze zu entwickeln und Perspektiven aufzuzei-
gen, mit denen solche populistischen und nach-
haltigkeitsskeptischen Bündnisse aufgebrochen 
werden können. Die Berücksichtigung sozialer 
Belange hat dabei einen zentralen Stellenwert 
(Schipperges & Denk, im Erscheinen, S. 56). Ins-
besondere »dem Versprechen einer auf funda-
mentale Bedürfnisse bezogenen Existenzsiche-
rung (»Angstfreiheit im Wandel« – Schacht-
schneider 2012) kommt dabei entscheidende Be-
deutung zu« (ebd.). Auch das Aufzeigen anderer, 
beispielsweise suffizienter Lebensweisen und die 
Entlastung von Erfolgs- und Wettbewerbszwän-
gen kann dazu einen Beitrag leisten (ebd.).  

Um all das zu erreichen, braucht es neben geeig-
neten politischen Konzepten auch eine gute 
Kommunikation. Die Vielfalt von ablehnenden 
und skeptischen Haltungen sowie die soziodemo-
grafische Heterogenität der dahinterstehenden 
gesellschaftlichen Gruppen macht deutlich, dass 
kommunikative Strategien, um diese Gruppen zu 
erreichen, zielgruppenspezifisch ausgerichtet sein 
sollten. Hierfür bieten sozialwissenschaftliche 
Analysen (Schipperges & Denk, im Erscheinen) 
sowie die Entwicklung und Testung von innova-
tiven Ansprache- und Beteiligungsformaten, wie 
sie im weiteren Verlauf des Projekts »Umweltpoli-
tik im Dialog« ( UPoDi) vorgenommen werden, 
eine wichtige Grundlage.  
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Anmerkungen: 
1 Der Beitrag stellt eine schriftliche Ausarbeitung des mündlichen Inputs 

der Erstautorin in der Arbeitsgruppe 3 »Elitenprojekt« Klimaschutz? – 

Wahrnehmung und politische Gegenstrategien bei der 12. Konferenz zur 

sozialen Spaltung der AG Soziales Hamburg dar. Dieser umfasste im 

Wesentlichen eine Vorstellung der sozialwissenschaftlich ermittelten Typen 

der sogenannten »Ablehnenden« und »Skeptischen« aus der Studie zum 

»Umweltbewusstsein in Deutschland 2020« (BMUV & UBA 2022). In 

einem Exkurs wurde auch auf die weitere Ausdifferenzierung dieser beiden 

Typen in Subtypen eingegangen, die auf Arbeiten des Zweitautors fußt. 

Entsprechend tritt Michael Schipperges hier als Co-Autor auf und bringt 

Erkenntnisse aus seiner aktuellen Forschung mit ein.  

Zur inhaltlichen Einordnung sei noch vorangestellt, dass der Begriff »Eliten-

projekt« im Kontextes des Klimaschutzes als ein populistisch geprägtes 

Konstrukt verstanden wird, welches impliziert, dass es bei der Einführung 

und Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen einen grundsätzlichen 

Widerspruch gäbe zwischen den Interessen der führenden »Eliten« und 

dem (»einfachen«, »normalen«) »Volk«. Dies stellt eine post-faktische 

Zuspitzung dar, die nicht mit der realen Situation korrespondiert (vgl. 

Vehrkamp & Merkel 2018, Schäfer & Zürn 2021, Richter & Salheiser 

2022). 

2 Die sechs Cluster bzw. Typen wurden anhand von vier Kenngrößen 

berechnet: Umwelteinstellung, Klimaeinstellung, Umweltverhalten und 

Veränderungsbereitschaft (BMUV & UBA 2022, S. 39). Bei der Typenbil-

dung wurden jeweils Personen in Cluster (»Klumpen«) gruppiert, die in 

Bezug auf die vier Kenngrößen ähnliche Zahlenwerte aufwiesen. 

3 Diese Charakterisierungen sind der Typenbeschreibung im wissenschaft-

lichen Vertiefungsbericht zur Umweltbewusstseinsstudie 2020 entnommen 

(Stieß et al. 2022, S. 94-98). 

4 Das Projekt UPoDi (ReFoPlan FKZ 3721 11 102 0) arbeitet darauf hin, 

innovative Beteiligungs- und Dialogformate zu entwickeln und zu erproben 

für (und mit) Bürger*innen, die einer ambitionierten Umwelt- und Klimapoli-

tik derzeit (noch) ablehnend oder skeptisch gegenüberstehen. Im ersten 

Arbeitspaket wurden dafür die wissenschaftlichen Grundlagen aufbereitet, 

die im Bericht von Schipperges und Denk dokumentiert sind und auf die 

hier Bezug genommen wird. Weitere Informationen zu UPoDi finden sich 

im Projektflyer: 

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/2378/ 

dokumente/uba_flyer_dt_upodi_bf_230109.pdf. 

5 Und die sich bezüglich ihrer Bereitschaft zur Beteiligung an umweltpoliti-

schen Dialogen unterscheiden. 

6 Durchgeführt wurde ein hierarchische Clusteranalyse nach der Ward-

Methode (Ward 1963). Eingangsvariablen waren acht Einstellungsfaktoren, 

die aufgrund von nachhaltigkeitsbezogenen Aussagen im Datensatz ermit-

telt wurden. Als aussagekräftigste Lösung wurde das 4-Typen-Modell 

gewählt, da sich darin zusätzlich zu den bereits in der 3er-Lösung zu 

findenden Typen der – auch unter Gendergesichtspunkten – interessante 

weitere Typus der »Traditionell Heimatbezogenen« (mehrheitlich weiblich) 

ausdifferenzierte. 

7 Diese Beschreibungen sind der Typendarstellung im 1. Zwischenbericht 

(Ergebnisse des ersten Arbeitspakets) zum Projekt »Umweltpolitik im 

Dialog« (UpoDi – Schipperges & Denk, im Erscheinen, S. 36-38) entnom-

men. 

8 Kernaussagen sind der Publikation Schipperges & Denk (im Erscheinen) 

entnommen.  

https://www.adelphi.de/en/publication/convenienttruths
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/2378/dokumente/uba_flyer_dt_upodi_bf_230109.pdf
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Arbeitsgruppe 3 

Teil 2: Die Perspektive der Bürger auf die Energiewende in Deutschland  

Dr. Stine Marg 

Seit den 1980er Jahren wird in Deutschland um 
die Energiewende gerungen. Sie wird verstanden 
als grundlegende Umgestaltung der Energiever-
sorgung – weg von fossilen Energieträgern und 
Kernbrennstoffen, hin zu erneuerbaren Energien. 
Doch erst in der letzten Dekade ist dieses ambiti-
onierte politische Projekt mit all seinen Effekten 
in der Lebenswelt der Menschen präsent, weil 
womöglich eine Stromtrasse in ihrem Wohnum-
feld ertüchtigt wird, in ihrer Gemeinde eine rege 
Diskussion über Windkraftanlagen geführt wurde 
oder ihre individuellen Energiekosten gestiegen 
sind. Dabei gilt die Energiewende in Deutschland 
als zentrales Instrument zur Bekämpfung des 
Klimawandels und ist mittlerweile gesellschaftli-
cher Konsens. Bei aller Zustimmung zum Ziel der 
Energiewende wird gerade die praktische Umset-
zung von vielen kritisch beurteilt. Neben einer 
schnelleren Umsetzung werden mehr Beteili-
gungsmöglichkeiten und eine gerechtere Vertei-
lung der Standortlasten und Kosten gefordert. 
Dies fanden wir im Rahmen des von der Stiftung 
Mercator finanzierten Verbundprojektes unter der 
Federführung des Potsdam Instituts für Klima-
folgeforschung »Eine demokratische Konfliktkul-
tur für die Energiewende (Demokon)« heraus. Ob 
– neben dieser evidenten Kritik – die Gefahr be-
steht, dass die Energiewende auch als »Elitenpro-
jekt« desavouiert werden könnte, möchte ich im 
Folgenden auf Basis qualitativer empirischer Er-
kenntnisse andiskutieren. Die Daten hierfür 
schöpfen sich zum einen aus dem Demokon-
Projekt.  Hier haben wir in einem an der Univer-
sität Göttingen angesiedelten Teilprojekt Positio-
nen und Argumentationsstrukturen zur Energie-
wende in drei Regionen untersucht, in denen 
lokale Energiewendekonflikte präsent sind: Im 
Landkreis Ahrweiler wird der (Um-)Bau einer 
Stromtrasse zu einer Hochspannungs-
Gleichstrom-Übertragungs-Leitung (HGÜ) kritisch 
verhandelt, in der brandenburgischen Stadt 
Spremberg ist der Kohleausstieg und im südöstli-
chen Vorpommern die geplante Errichtung von 
Windkraftanlagen Gegenstand lokaler Auseinan-
dersetzungen. Zum anderen haben wir im Rah-
men eines Forschungsprojektes am Institut für 
Demokratieforschung an der Universität Göttin-
gen in den Jahren 2015/2016 drei weitere lokale 
Energiewendekonflikte gegen die Errichtung von 
Stromtrassen in Niedersachsen und Windkraftan-
lagen (in Rheinland-Pfalz und in Mecklenburg-

Vorpommern) beforscht. Wie diese Konflikte von 
den Unbeteiligten wahrgenommen wurden, stand 
im Zentrum unserer qualitativen Untersuchung. 
Als Unbeteiligte fassen wir all jene Personen in 
der Region, die sich – anders als Gegner oder 
Befürworter – (bislang) nicht handlungsförmig in 
den Konflikt um die jeweilige Energiewendemaß-
nahme eingemischt haben. Darüber hinaus haben 
wir die Argumentationsstrukturen und Aktions-
formen der Gegner dieser lokalen Energiewende-
vorhaben untersucht.  

Dass Klimaschutz im Allgemeinen und die Ener-
giewende im Besonderen ein Projekt der politi-
schen Eliten sei, die sich damit von einem ver-
meintlichen Volkswillen entfernt hätten, gilt als 
eine populistische Argumentation. Diese jedoch –, 
das zeigen nicht nur die Umfragen zum Thema 
Energiewende, sondern auch unsere Ergebnisse 
der Feldforschung, Interviews und Gruppendis-
kussionen in den jeweiligen lokalen Konflikträu-
men – verfängt aktuell kaum. Die Gegner und 
Unbeteiligten befürworten die Energiewende und 
erachten die damit verbundenen Klimaschutz-
maßnahmen als unbedingt notwendig. Dennoch 
lassen sich verdichtet einige zentrale Deutungen 
über die Energiepolitik und kritische Haltungen 
zur Energiewende identifizieren, an die die popu-
listische Erzählung darüber, dass die Energie-
wende ein Elitenprojekt sei, das zu Lasten der 
Bevölkerung durchgesetzt werde, anknüpfungs-
fähig ist.  

Insbesondere die lokalen Gegner von Windkraft-
anlangen und Freiflächensolaranlagen unterstel-
len, erstens, den Betreibern eine Profitgier oder 
monieren zumindest kritisch, dass es Menschen 
gibt, die über das Potenzial verfügen, an der 
Energiepolitik zu verdienen, während ihnen 
selbst diese Möglichkeit verwehrt bleibt. Als  
(ungerechtfertigte) Profiteure identifizieren sie: 
Landwirte, denen das Feld gehört, was sie an die 
Windkraftbetreiber verpachten; vermögende Ein-
zelpersonen, die in ein Energiegenossenschafts-
projekt investieren können; Nachbarn, die sich 
im Gegensatz zu ihnen die Installationen einer 
Solaranlage leisten können, oder Unternehmen, 
die in den letzten Jahren durch den Verkauf der 
Anlagen ein Vermögen erwirtschaftet haben. 
Auch die Unbeteiligten (die manchmal als 
»schweigende Mehrheit« adressiert werden) kriti-
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sieren die im Rahmen der Energiepolitik mögliche 
Profitmaximierung ökonomischer Eliten. 

Ähnlich gelagert (aber mit anderen Deutungsmus-
tern verbunden) ist der zweite große Kritikpunkt: 
Ein Teil der Menschen hat den Eindruck, dass die 
Energiewende auf ihrem Rücken ausgetragen 
wird und damit exklusiv ihnen zur Last fällt. In 
dieser Wahrnehmung führt die aktuelle Energie-
politik nicht nur zur Profitmaximierung bei We-
nigen, sondern auch zu einer systematischen 
Benachteiligung jener, die nicht Teil dieser Elite 
sind. Mit dieser Angst vor Benachteiligung geht 
gleichfalls ein Gefühl der Machtlosigkeit einher, 
das langfristig in einen Vertrauensverlust münden 
könnte. Die Sorgen um Benachteiligung durch die 
aktuelle Energiepolitik speisen sich zum einen 
aus der wahrgenommenen Veränderung des 
Raumes und des Lebensumfelds durch die Ener-
giewende. Die insbesondere im ruralen Raum 
oftmals als Heimat apostrophierte Landschaft 
werde durch die Biogas- und Windkraftanlagen, 
durch die Stromautobahnen und Freiflächenso-
larparks über Gebühr belastet, was wiederum 
negative Effekte auf die Lebensqualität der An-
wohner habe. Diese sich hier abzeichnenden 
Konfliktkonstellationen gelten in ländlichen Regi-
onen, wie beispielsweise in Mecklenburg-
Vorpommern, wo nach aktueller Planung in der 
touristisch genutzten Küstenregion kaum Wind-
kraftanlagen vorgesehen sind, während im dünn 
besiedelten Hinterland neben zahlreichen beste-
henden Windparks weitere Großvorhaben in Pla-
nung sind. Doch auch zwischen Stadt und Land 
zeichnet sich eine aus der Energiepolitik ergebene 
Spannungslinie ab: Währen die energiehungrigen 
Städter durch die Klimapolitik keine Einschrän-
kungen im Lebensumfeld befürchten müssen 
(sondern eher durch die in zahlreichen Kommu-
nen umgesetzten Maßnahmen zur Verkehrswen-
de auf eine gesteigerte Lebensqualität hoffen dür-
fen), ist es die deutlich weniger Energie verbrau-
chende Landbevölkerung, die die Standortlasten 
zu tragen habe. Darüber hinaus wiegt insbeson-
dere in jenen Regionen, die vom vorgezogenen 
Kohleausstieg betroffen sind, die Angst vor einer 
finanziellen Benachteiligung schwer. Infolgedes-
sen ist vor allem in bevölkerungsarmen und 
strukturschwachen Regionen – so ein Ergebnis 
unserer Befragung – das Argument, dass die 
Energiepolitik auch Ausbeutung bedeuten kann, 
anknüpfungsfähig und vermag Brücken zu popu-
listischen Akteuren zu bauen. Auch jenseits die-
ser Argumente, die sich überwiegend aus der 
individuellen und räumlichen Betroffenheit durch 
die Maßnahmen speisen, wurde in unseren Inter-
views und Gruppendiskussionen vielfach die 

Befürchtung geäußert, dass sich die Energiewen-
de kaum noch jemand leisten könne. Die Furcht 
vor Benachteiligung bezieht sich demzufolge 
nicht nur auf eine mögliche eigene Benachteili-
gung, sondern die damit verbundene Kritik 
nimmt gleichfalls vulnerable Gruppen ins Visier. 
Die von uns Befragten rechnen sich in der Regel 
nicht diesen Bevölkerungsgruppen zu, befürchten 
jedoch, dass Menschen mit einem niedrigen 
Haushaltseinkommen durch die Handlungen der 
politischen Eliten auf dem Feld der Energiepolitik 
zukünftig systematisch benachteiligt werden.  

Und schließlich konnten wir in unseren Befra-
gungen, neben der Unterstellung der Profitgier 
und der Furcht vor Benachteiligung, ein drittes 
Argumentationsmuster identifizieren, dass an der 
destruktiven Erzählung, ob Klimaschutz als Eli-
tenprojekt wahrgenommen wird, anknüpfen 
könnte. Dies bezieht sich auf die Kritik an der 
Umsetzung der Energiewende durch die politi-
schen Verantwortungsträger. Durch den massiven 
Ausbau und die geplanten Vorhaben würden vor 
Ort die vielfältigen Bedingungen nicht hinrei-
chend berücksichtigt werden, da die Installation 
von erneuerbarer Energie häufig zu Lasten des 
Naturschutzes vorangetrieben würde. In diesem 
Zusammenhang wird nicht nur auf den Vogel-
schutz verwiesen, sondern auch die Installation 
von Windkraftanlagen im Wald- oder Moorgebiet 
kritisch beurteilt. Durch diese (unterstellte) 
Nichtberücksichtigung der lokalen Gegebenheiten 
entsteht für die Energiewende vor Ort mitunter 
ein massives Legitimationsproblem, dass die 
Kommunalpolitik immens unter Druck setzt.  

Damit sich die Narration, dass die Energiewende 
vor Ort ein Elitenprojekt sei, nicht verfestigt, sind 
– anknüpfend an diese drei Kritikpunkte zukünf-
tig folgende Aspekte zu berücksichtigen. Die 
kommunalen Verantwortungsträger müssen in 
der Umsetzung der technisch anspruchsvollen 
Projekte und der Kommunikation mit der Bevöl-
kerung durch professionelle Akteure langfristig 
und dauerhaft entlastet werden. Wie soll ein oft-
mals ehrenamtlich tätiger Ortsbürgermeister sei-
ner Gemeinde erklären, warum im lokalen Nah-
erholungsgebiet der Wald für 200 Meter hohe 
Windkraftanlagen gerodet werden muss oder 
warum ausgerechnet durch den hiesigen Land-
kreis die HGÜ-Leitung ober- und nicht unterir-
disch verlegt wird. Wie können die politischen 
Eliten vor Ort sichtbar und nachhaltig eingebun-
den werden, wenn Raumordnungsverfahren meh-
rere Jahre in Anspruch nehmen und die aktuelle 
Gesetzeslage, wie beispielsweise durch das 
»Windenergie-an-Land-Gesetz« eine solch immen-
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se Flächenausweisung fordern, dass für Gemein-
deräte und Landkreise kaum Handlungsspielräu-
me bleiben? Diese professionelle Kommunikation 
auf Augenhöhe muss – und hier ist an die Angst 
vor Benachteiligung durch die Klimapolitik anzu-
knüpfen – gleichfalls auch immer wieder vor Ort 
adressieren, dass die Folgen des Klimawandels 
langfristig die schwächsten Bevölkerungsteile der 
Erde treffen werden. Hier sollten bei räumlichen 
Veränderungen im Nahumfeld frühzeitig Ängste 
abgebaut und an die individuelle Verantwor-
tungsbereitschaft angeknüpft werden, die – das 
haben unsere Forschungen ebenfalls ergeben – 
sehr ausgeprägt ist. Das heißt, auch die Gegner 
lokaler Maßnahmen und vor allem die Unbeteilig-
ten möchten einen Beitrag zum Klimaschutz und 
zur Energiewende leisten, durch Einsparung von 

Energie und Nutzung erneuerbarer Energie. An 
diese Präferenzen sollte auch in der konkreten 
Umsetzung beständig angeknüpft werden. Dafür 
muss jedoch sichergestellt werden, dass eine 
Beteiligung für alle und nicht nur für wenige Pro-
fiteure möglich ist. Auch hochverschuldete Ge-
meinden in strukturschwachen Regionen sollten 
die Möglichkeit haben, sich an Bürgerenergie-
parks zu beteiligen, es müssen kreative Modelle 
gefunden werden, dass alle Anwohnerinnen von 
erneuerbarer Energie profitieren und nicht nur 
wenige (oder gar nur externe Investoren). Nur 
wenn es gelingt, die Energiewende vor Ort als 
Gemeinschaftsprojekt umzusetzen, sind populisti-
sche Ungerechtigkeitserzählungen langfristig 
chancenlos.  
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Nachhaltigkeit und Lebensführung: Chancen und Hindernisse 
eines sozial-ökologischen Wandels 
Prof. Dr. Sighard Neckel 

Hamburg, Palais Esplanade, 19. April 2023 

Ausgangspunkt: 

Die gesellschaftlichen Bedingungen und Voraus-
setzungen wirksamen Klimaschutzes sind zum 
entscheidenden Faktor bei der Abwendung öko-
logischer Katastrophen geworden, wie erst jüngst 
wieder der Weltklimarat (IPCC) in seinem »Syn-
thesebericht« vom März 2023 festgestellt hat. 
Worin aber liegen die gesellschaftlichen Hinder-
nisse wirksamen Klimaschutzes begründet, die 
der IPCC beklagt? 

Thesen: 

1. Die gesellschaftlichen Bedingungen effektiven 
Klimaschutzes wären gegeben, wenn in den mo-
dernen Gesellschaften weitgehend Einigkeit über 
die Vorrangigkeit des Klimaschutzes und über 
eine nachhaltige Wirtschafts- und Lebensweise 
vorhanden wäre. Davon kann aber nicht die Rede 
sein. Stattdessen stellen sich Klimaschutz und 
Nachhaltigkeit praktisch als hochumstrittene 
Themen dar, nicht nur in der politischen Sphäre 
zwischen Parteien, Institutionen, Bewegungen 
und Organisationen, sondern auch in der Gesell-
schaft selbst, zwischen verschiedenen Sozialmili-
eus, unterschiedlichen materiellen Interessen, 
kulturellen Bedürfnissen und normativen Wert-
vorstellungen. 

2. Zusätzlich kompliziert wird die Lage noch 
dadurch, dass für den Klimaschutz eigentlich 
alles gleichzeitig gemacht werden muss, will man 
die schlimmsten Auswirkungen der Erderwär-
mung noch verhindern. Und so hat der Welt-
klimarat in seinem umfassenden Maßnahmenka-
talog einen »schnellen und weitreichenden Wan-
del in allen Sektoren und Systemen« der Gesell-
schaft noch in diesem Jahrzehnt gefordert. Die 
Gleichzeitigkeit, in der in kurzer Frist einschnei-
dende Veränderungen sowohl in Wirtschaft, Poli-
tik, Energiesystemen, Infrastrukturen und Pro-
duktion als auch in Lebensführung, Konsum, 
Alltagskultur und Mobilität notwendig sind, ist 
eine erschwerende Rahmenbedingung des sozial-
ökologischen Wandels. Da bei einem umfassen-
den ökologischen Umbau der Gesellschaft typi-
scherweise alles mit allem zusammenhängt, er-
zwingt er, mit allen starken Interessen in der 

Gesellschaft zugleich in den Konflikt treten zu 
müssen und überall Widerstände zu provozieren.  

3. Dieses Dilemma, vieles gleichzeitig möglichst 
schnell verändern zu müssen, wird sich indes 
nicht auflösen lassen, wenn man der Vorstellung 
folgt, all die divergierenden Interessen, Bedürfnis-
se und Wertvorstellungen gleichermaßen berück-
sichtigen oder gar erfüllen zu können. Das Di-
lemma besteht ja gerade darin, dass dies kaum 
möglich sein wird, hängt man nicht Illusionen 
oder Wunschträumen nach.  

Einer dieser Wunschträume ist etwa, die Kräfte 
des Marktes würden, gepaart mit der Innovati-
onskraft grüner Technologien, die ökologische 
Krise und den Klimawandel in den Griff bekom-
men, ohne etwas an den Maximen der heutigen 
Wirtschaftsordnung und den Mustern der Lebens-
führung ändern zu müssen. Weiteres Wachstum 
und eine anhaltende Expansion von Märkten, 
Produktion und Konsum, so die Idee, seien durch 
eine ökologische Modernisierung mit den Anfor-
derungen des Klimaschutzes in Einklang zu brin-
gen, da Wachstum durch nachhaltige Technolo-
gien von einem steigendem Ressourcenverbrauch 
und steigenden Emissionen entkoppelt werden 
könnte. Doch seit die Konzepte eines »grünen 
Wachstums« vor mehr als 20 Jahren entwickelt 
worden sind, hat sich die Zerstörung der Ökosys-
teme ungebremst fortgesetzt und teilweise be-
schleunigt. Dies liegt nicht zuletzt daran, dass 
nachhaltige Technologien unwirksam werden, 
wenn ein anhaltendes Wachstum von Produktion 
und Konsum die Einsparung von Emissionen 
wieder vereitelt. Solche gegenläufigen Entwick-
lungen, auch »Rebound-Effekte« genannt, kennen 
wir etwa aus der Automobilbranche. Zwar ver-
braucht ein Verbrenner heute viel weniger Benzin 
oder Diesel als in früheren Jahren und ist der 
Anteil der Elektromobilität gerade jüngst merkbar 
gestiegen, was zu einer höheren Energieeffizienz 
des Autoverkehrs geführt hat. Doch sind diese 
technologischen Fortschritte durch das immer 
größer werdende Marktsegment der SUVs förm-
lich aufgefressen worden. Ein Autotyp, der bis zu 
zwei Tonnen schwer ist, um durchschnittlich 1,3 
Insassen zu transportieren, macht in seinem Res-
sourcenverbrauch alle Innovationen einer grünen 
Technologie zunichte. 
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4. Auch weitere typische Instrumente eines »grü-
nen Kapitalismus« wie Emissionshandel oder 
Nachhaltigkeitszertifikate haben sich weitgehend 
als Fehlschläge erwiesen oder den Klimawandel 
bisher zumindest nicht aufhalten können. Über 
60 Prozent der europäischen Treibhausgasemissi-
onen unterliegen überhaupt nicht dem Emissi-
onshandel der EU, die den Preis pro Tonne CO2 
erst kürzlich auf 100 Euro angehoben hat. Laut 
Umweltbundesamt müsste dieser Preis allerdings 
bei mindestens 180 Euro liegen, um die Folgekos-
ten der klimaschädlichen Emissionen zu kompen-
sieren. Andere Berechnungen gehen von 500 Euro 
pro Tonne aus, wenn man die externen Schäden 
der Treibhausgasemissionen tatsächlich einrech-
nen würde. Für wirtschaftliche Gewinne sind 
solche Preise zu hoch, für den Klimaschutz sind 
die heutigen Preise bei weitem zu niedrig. Da die 
Klimaschäden von Treibhausgasen so enorm 
sind, müssten die Preise für CO2 extrem anstei-
gen, was ganze Wirtschaftszweige in den Ruin 
treiben könnte. So ist es kein Wunder, dass der 
Emissionshandel bisher praktisch mehr der Er-
möglichung von Emissionen als ihrer Vermeidung 
diente, da Emissionsrechte profitabel übertragen 
werden können. Experten sprechen hier von ei-
nem sogenannten »Wasserbetteffekt«: Werden die 
Emissionen an einer Stelle gedrückt, steigen sie 
an anderen Stellen an, weil es weiterhin ein dau-
erhaftes Überangebot an Emissionszertifikaten 
gibt, um der Wirtschaft nicht zu schaden. Zudem 
belastet die CO2-Bepreisung vor allem kleine und 
durchschnittliche Einkommen, was bei außeror-
dentlich hohen CO2-Preisen, die für den Klima-
schutz notwendig wären, entsprechend hohe 
Ausgleichszahlungen erforderlich machte. Hierfür 
aber bedürfte es einer entschlossenen wirtschaft-
lichen Umverteilung von den Reichen und Wohl-
habenden zu den Normalverdienern und den 
Armen, wogegen es bekanntlich erheblichen poli-
tischen Widerstand gibt. 

5. Geschieht der Umbau der Wirtschaft unter der 
Prämisse, ein »grünes Wachstum« in Gang setzen 
zu wollen, werden Ressourcenverbrauch, Emissi-
onen und Umweltschädigungen viel weniger zu-
rückgehen können als es zur Abbremsung der 
Klimakrise notwendig wäre. Setzt man den Kli-
maschutz prioritär und verteuert man die Ener-
giepreise massiv, um fossile Brennstoffe aus dem 
Markt zu verdrängen, wird sich dagegen sofort 
Unmut bei großen Bevölkerungsgruppen regen, 
die dadurch erheblich an Kaufkraft verlieren, so 
dass die soziale Ungleichheit zunehmen würde. 
Strebt man hingegen eine ökonomische Umvertei-
lung an, die vor allem die Wohlhabenden und 
Reichen belastet, um Klimaschutz zu finanzieren, 

werden die wirtschaftlich stärksten Interessen 
ihre ökonomische und politische Vetomacht ein-
setzen, um genau dies zu verhindern.  

Ganz ähnlich stellen sich diese Probleme in der 
Zivilgesellschaft und ihren unterschiedlichen 
Mustern der Lebensführung dar. Verteuert man 
die Preise für umweltschädliche Mobilität wie 
Flugreisen oder Kreuzfahrten, sind hiervon die 
Wohlhabendsten am wenigsten betroffen, die sich 
auch hohe Preise leisten können und sogar noch 
von der Exklusivität profitieren, die hohe Preise 
gewähren. Friert man die schädlichsten Formen 
der fossilen Energieversorgung und der Industrie-
produktion ein, um Emissionen zu senken, würde 
dies mit dem Verlust vieler Arbeitsplätze bezahlt, 
wodurch Klimaschutz auf breite Ablehnung stie-
ße. In der Sphäre der Alltagskultur wiederum 
stellt der ökologische Lebensstil, den vor allem 
die urbanen und besser gebildeten Mittelschich-
ten öffentlich präsentieren, die eingelebten Mus-
ter der Lebensführung anderer sozialer Milieus in 
Frage, die hierin einen Angriff auf ihre eigene 
Respektabilität und ihre öffentliche Wertschät-
zung erblicken können. 

6. Ob man will oder nicht: Aus der Unverträg-
lichkeit vieler materieller Interessen und kulturel-
ler Lebensmuster, aus den vielen Zielkonflikten, 
die sich im Zuge eines ökologischen Umbaus 
ergeben, folgt, dass sozial-ökologischer Wandel 
nur durch ausgetragene Konflikte überhaupt erst 
möglich wird, bei denen manche Interessen zu-
rückstehen müssen und anderen Vorrang einge-
räumt werden muss. Dies begründet die Notwen-
digkeit, den dringend erforderlichen ökologischen 
Umbau im Interesse des Allgemeinwohls rechtfer-
tigen zu können, was nur gelingen kann, wenn 
die Lasten dieses Umbaus gerecht verteilt werden, 
seine Vorzüge möglichst vielen zugutekommen 
und der Schutz der planetaren Lebensgrundlagen 
als wohlverstandenes Interesse aller begreifbar 
wird. 

7. In einer solchen Konstellation käme es für die 
Klimapolitik darauf an, »relative Mehrheiten« und 
große Bevölkerungsgruppen für den ökologischen 
Umbau zu gewinnen. Politische Blockaden dro-
hen jedoch insbesondere dort, wo Klimaschutz 
und ökologische Belange in soziale Interessen 
verstrickt sind, die auf ihre Berücksichtigung 
nicht lange warten können. Solange die Kosten 
für einen ökologischen Umbau hauptsächlich den 
unteren und mittleren Einkommensschichten 
aufgebürdet werden, sind sie kaum für Klima-
schutz zu gewinnen. Mehrheiten für eine sozial-
ökologische Transformation lassen sich nur errei-
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chen, wenn die durchschnittlichen Haushalte und 
alle Haushalte darunter materiell und sozialpoli-
tisch keinen Schaden nehmen und in ihren Le-
benschancen von einer Politik des Gemeinwohls 
und der ökologischen Vorsorge profitieren. Dies 
erfordert eine ökologische Politik der Umvertei-
lung – nicht nur »von oben nach unten«, sondern 
auch von privat zu öffentlich, um für die Heraus-
forderungen der entscheidenden nächsten Jahre 
gewappnet zu sein.  

8. Soll eine Klimakatastrophe noch abgewendet 
werden, wird man daher die soziale und die öko-
logische Frage gemeinsam in Angriff nehmen 
müssen. Ohne Auflösung von sozialen und kultu-
rellen Frontstellungen wird der Klimakrise nicht 
beizukommen sein. Gegenwärtig spielen sich 
jedoch zahlreiche Konflikte zwischen sozialen 
Milieus um materielle Ressourcen, Lebenschan-
cen und öffentliche Anerkennung ab. Nachhaltig-
keit trat zu lange als eine moralische Aufforde-
rung auf, zu der man sich individuell zu verhal-
ten habe. Kostspieliger grüner Konsum, allgemei-
ne Verzichtsappelle und das Vademecum eines 
vorbildlichen ökologischen Lebensstils ziehen 
zahlreiche soziale Abstoßungseffekte nach sich 
und bringen Milieus gegeneinander auf, die zur 
Lösung der dringendsten Umweltprobleme eigent-
lich gesellschaftlicher Bündnisse bedürften. Dem 
Aufbruch in die Klimaneutralität steht das Behar-
ren auf gewohnten Konsummustern ebenso im 
Wege wie der Individualismus einer grünen 
Selbstverwirklichung oder ein neoliberales Frei-
heitsverständnis, dass sich auf Nutzenmaximie-
rung und die private Willkürfreiheit beschränkt. 
Es braucht eine neue gemeinsame Politik, die 
allen eine Chance einräumt, teilhaben zu können 
am dringenden ökologischen Wandel, ohne sich 
dafür in Identitätskämpfe verstricken zu müssen.  

9. In der öffentlichen Diskussion wird die Ein-
dämmung des Klimawandels jedoch vor allem als 
individuelle Aufgabe jedes Einzelnen begriffen. 
Unzählig die Aufrufe, ein verantwortlicher Kon-
sument zu sein, der die Rettung der Erde zu sei-
nem persönlichen Anliegen macht. Ohne Frage 
müssen sich viele alltägliche Verhaltensweisen, 
Gewohnheiten und Routinen ändern, die heute 
noch auf einem schonungslosen Umgang mit der 
Umwelt beruhen. Jeder ökologische Umbau be-
darf zu seiner Realisierung der Verankerung in 
den Alltagswelten der Menschen. Die Frage ist 
nur, wie das möglichst nachhaltig und schnell 
erreicht werden kann, verbleibt uns doch nur 
noch ein knappes Jahrzehnt, um die dringlichsten 
Schritte bei der Eindämmung der Klimakrise zu 
vollziehen. 

Ein prominenter Vorschlag aus den Reihen des 
renommierten Potsdam-Instituts für Klimafolgen-
forschung (Hans Joachim Schellnhuber) lautet in 
diesem Zusammenhang, das CO2-Budget jedes 
einzelnen Bürgers auf 3 Tonnen pro Jahr zu be-
grenzen, damit die Pariser Klimaziele eingehalten 
werden können. Gegenwärtig liegt der durch-
schnittliche Ausstoß von CO2-Äquivalenten in 
Deutschland bei etwa 11 Tonnen pro Person. Bis 
2030 ergäbe sich damit eine notwendige Redukti-
on in der Treibhausgasbilanz jedes Einzelnen um 
mehr als 70 Prozent. Fasst man die Erreichung 
dieser Ziele als individuelle Aufgabe aller Bürge-
rinnen und Bürger auf, gerät Klimaschutz sofort 
an seine gesellschaftlichen und auch stofflichen 
Grenzen. Weder Verzicht und Askese noch die 
Umstellung auf nachhaltigen Konsum können 
realistischerweise solche Minderungen in der 
persönlichen Öko-Bilanz erbringen. Bereits eine 
Studentin, die ein geringes Einkommen hat und 
wenig konsumiert, mit mehreren Mitbewohnerin-
nen auf engem Raum lebt, kein Auto besitzt, das 
Fahrrad oder den öffentlichen Nahverkehr nutzt 
und keine Flugreisen unternimmt, kommt heute 
auf etwa 5,5 Tonnen CO2 im Jahr und liegt damit 
um bald das Doppelte über dem besagten CO2-
Budget. Selbst eine vegane Ernährung würde ihr 
nicht zu einem klimafreundlichen Leben verhel-
fen, fallen doch auch für die pflanzlich basierte 
Ernährungsweise bereits 1,2 Tonnen CO2 pro Jahr 
an, womit sie schon mehr als ein Drittel ihres 
persönlichen CO2-Budgets von 3 Tonnen ver-
brauchte. 

Energiewirtschaft, Industrie, Verkehr und Gebäu-
de setzen fast 90 Prozent aller Treibhausgasemis-
sionen in Deutschland frei. Zusammengenommen 
gehen dadurch etwa 83 Prozent an CO2-
Äquivalenten auf energiebedingte fossile Emissi-
onen zurück. Angesichts dessen stellt sich das 
rein individuelle Bemühen um ökologische Nach-
haltigkeit als weitgehend vergebliche Anstren-
gung heraus, weil es von den existierenden Infra-
strukturen schlichtweg nicht zugelassen wird. 

10. Auch täuschen individuelle Durchschnittswer-
te der Umweltbelastung darüber hinweg, dass die 
Emissionen tatsächlich sozial höchst ungleich 
verteilt sind. Während die ärmeren 50 Prozent 
der deutschen Einkommensklassen mit etwa 6 
Tonnen pro Jahr ungefähr so viel CO2 emittieren 
wie die eben angeführte ökologisch bewusste 
Studentin, beträgt der Ausstoß von Treibhausga-
sen bei den wohlhabendsten 10 Prozent mit 33 
Tonnen pro Jahr fast sechsmal so viel, beim 
reichsten 1 Prozent mit 105 Tonnen fast das 
35fache. Auch tragen die ärmeren zwei Drittel der 
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deutschen Bevölkerung am meisten zur Einspa-
rung von CO2 bei. Zwischen 1991 und 2019 sind 
die Emissionen in Deutschland um mehr als ein 
Drittel gesunken. Doch während die ärmeren 
zwei Drittel der Bevölkerung ihre Emissionen um 
mehr als 34 Prozent reduzierten, sparte das rei-
chere Drittel nur unterdurchschnittlich ein und 
legten die reichsten 10 Prozent beim CO2-Ausstoß 
sogar um bis zu 10 Prozent zu. 

Nimmt man die Vorgabe des deutschen Klima-
schutzgesetzes, wonach ab 2030 pro Kopf nicht 
mehr als etwa 5,3 Tonnen CO2 verursacht werden 
sollten, liegt die ärmere Hälfte der Bevölkerung 
bereits heute fast auf dem für 2030 angestrebten 
Niveau. Dennoch müssen ärmere Haushalte da-
mit rechnen, dass CO2-Abgaben Konsum und 
Lebensführung verteuern und Klimapolitik ihre 
Kaufkraft merklich verringert. Kann es gerecht 
sein, von denjenigen, die schon jetzt fast auf dem 
angestrebten Emissionsniveau sind, erheblich 
größere materielle Anstrengungen für den Klima-
schutz zu verlangen als von denjenigen, die teils 
dutzendfach darüber liegen und die obendrein 
von den Auswirkungen des Klimawandels viel 
weniger betroffen sind? 

Ökologische Verzichtsforderung ohne jede soziale 
Differenzierung nehmen also gerade jene breiten 
Bevölkerungsgruppen in Haft, die deutlich gerin-
ger zu den Treibhausgasemissionen beitragen 
und wesentlich mehr an CO2 in den letzten Jahr-
zehnten eingespart haben. Damit wird auch in 
Ländern wie Deutschland der Klimawandel zu 
einem Gerechtigkeitsproblem, an dem sich soziale 
Konflikte um die faire Verteilung von Lasten ent-
zünden. 

11. Durch die unterschiedslose Zurechnung von 
Umweltschäden auf den Einzelnen werden die 
Ursachen ökologischer Schäden individualistisch 
verzerrt, die sozialstrukturellen Einflussfaktoren 
ausgeblendet, die Notwendigkeit eines schnellen 
strukturellen Wandels in Wirtschaft und Gesell-
schaft von der politischen Agenda verdrängt. 
Nachhaltigkeit verdünnt sich zur Attitude eines 
besonderen ökologischen Lebensstils mit morali-
schen Extraprofiten, was zahlreiche soziale Ver-
werfungen zur Folge hat. Verwandelt sich Klima-
schutz in eine eigenverantwortliche Aufgabe der 
Person, wird er von der öffentlichen in die private 
Sphäre verschoben. Hier aber, im privaten Be-
reich, unterliegen die Bemühungen um eine öko-
logische Lebensführung einem selbstinduzierten 
Scheitern. 

In der Umweltpolitik wird dem individuellen 
ökologischen Fußabdruck jedoch gerade deswe-
gen so viel Gewicht beigemessen, weil er die 
Bürgerinnen und Bürger in die Pflicht nimmt, 
während es doch die Regierungen sind, die den 
ökologischen Wandel entschlossen einleiten soll-
ten. So hat etwa kürzlich der Bundesfinanzminis-
ter die Auffassung vertreten, dass nicht etwa die 
Verkehrspolitik der Regierung die Klimaziele ver-
fehlt habe, sondern die Bürgerinnen und Bürger, 
die auf ihre Mobilität nicht verzichten wollten. 
Der private Konsum- und Lebensstil wird so von 
den materiellen Infrastrukturen der Gesellschaft 
getrennt, die ihn doch erst ermöglichen können. 
All dies lenkt davon ab, dass in kurzer Zeit die 
großen Systeme von Energieversorgung, Indust-
rieproduktion, Verkehr, Gebäude- und Landwirt-
schaft klimagerecht umgebaut werden müssen, 
wovon dann auch die CO2-Bilanz aller einzelnen 
profitiert.  

12. Wirksamer und sozial gerechter ist es daher, 
Nachhaltigkeit als ein kollektives Gut nachhalti-
ger Infrastrukturen zu organisieren, deren Funk-
tionen ökologisch verträglich gestaltet werden 
und deren Nutzung prinzipiell allen Bürgerinnen 
und Bürgern offensteht. Dann bedürfte es keines 
grünen Konsums als marktgetriebener Distinkti-
onsstrategie und auch keiner öffentlichen Erzie-
hungsprogramme zwecks Verinnerlichung von 
Verzicht. In seinem Urteil zum Klimaschutz vom 
März 2021 hat das Bundesverfassungsgericht 
solche Strukturveränderungen angemahnt. Sie 
können nur durch eine staatliche Ordnungspolitik 
durchgesetzt werden, die materielle Infrastruktu-
ren als öffentliche Güter zur Verfügung stellt, wo 
privatwirtschaftliche Interessen der Sache des 
Klimaschutzes entgegenstehen. Die Dekarbonisie-
rung der Industrie verlangt zudem eine politische 
Mengensteuerung der Treibhausgasemissionen, 
damit die globale Erwärmung zumindest bei 2°C 
noch aufgehalten werden kann. Energieversor-
gung, Produktion und Verkehr bedürfen daher 
klarer klimapolitischer Leitlinien, die schon kurz-
fristig obligatorisch werden müssen. Soll Nach-
haltigkeit in diesem Jahrzehnt nicht zum sozialen 
Sprengsatz werden, braucht es schließlich eine 
sozial-ökologische Gesellschaftsreform, die Lasten 
gerecht verteilt, Lebenschancen für die Verlierer 
am Ende des fossilen Zeitalters eröffnet und 
Obergrenzen bei besonders klimaschädlichen 
Gütern des gehobenen Wohlstandskonsums und 
bei der Herstellung von Wegwerfprodukten 
durchsetzt. 

13. Gefragt ist mit anderen Worten ein tiefgrei-
fender Umbau der gesellschaftlichen Grundver-
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sorgung und ihrer materiellen Infrastrukturen, um 
die existenziellen Risiken, die der Klimawandel 
für die Allgemeinheit darstellt, noch abwenden 
oder zumindest eingrenzen zu können. Dass dem 
Staat beim Schutz vor solchen Risiken eine be-
sondere Verantwortung zukommt, ist historisch 
betrachtet nichts Neues. Auch in zurückliegenden 
Zeiten – zuletzt aufgrund der Corona-Pandemie – 
wurden staatliche Instanzen in die Pflicht genom-
men, wenn es galt, kollektiven Gefährdungen der 
gesamten Bevölkerung möglichst wirkungsvoll zu 
begegnen.  

Der »Ruf nach dem Staat« und nach einer ent-
schlossenen sozial-ökologischen Ordnungspolitik 
spricht die Einzelnen und insbesondere wohlha-
bende Sozialgruppen nicht von jeder eigenen 

Verantwortung für den Klimaschutz frei. Die vor-
dringliche Aufgabe ist es jedoch, die materiellen 
Voraussetzungen zu schaffen, unter denen sich 
die Konsumgewohnheiten, Alltagsroutinen und 
Bedürfnispräferenzen großer Bevölkerungsgrup-
pen tatsächlich ökologisch verändern lassen. 
Ändern sich die praktischen Rahmenbedingungen 
des alltäglichen Handelns, wird dieses selbst in 
Bewegung gesetzt. Das Individuum muss nicht 
erst zu einem besseren Menschen erzogen wer-
den, bevor es das ökologisch Richtige tut. Es tut 
es, indem es neue Möglichkeiten nutzt, und sich 
dadurch auch selbst verändert. Veränderungen 
der Verhältnisse verändern auch das Verhalten – 
daran sollte sich heute die Klimapolitik orientie-
ren!  

 

Kommentar zu den Thesen von Prof. Dr. Sighard Neckel 
Jens Kerstan 

Hamburg, Palais Esplanade, 19. April 2023 

Meine Damen, meine Herren, vielen Dank, dass 
ich die Gelegenheit bekomme, bei diesem Aus-
tausch zu erwidern und mich an der Diskussion 
zu beteiligen. Als ausgebildeter Volkswirt bin ich 
mit dem Großen und Ganzen vertraut, aber jetzt 
ist meine Perspektive natürlich eine andere, näm-
lich die eines Politikers, das heißt, die eines Han-
delnden. Ich bin jetzt eine ganze Weile hier in 
Hamburg in der Politik. Und die Hamburger Poli-
tik –als Landes- und zugleich Kommunalpolitik – 
unterscheidet sich von anderer Politik durchaus 
dadurch, dass sie weniger weit von der Umset-
zung entfernt ist als das bei anderen Landesregie-
rungen oder der Bundesregierung der Fall ist. Ich 
habe das Privileg, die Gesetze, die wir verab-
schieden, und die Verordnungen, die ich erlasse, 
auch selbst, unter anderem als Aufsichtsratsvor-
sitzender kommunaler Unternehmen, umsetzen 
zu dürfen. Das ist die Perspektive eines Handeln-
den und vor diesem Hintergrund habe ich ein 
besonderes Interesse an Handlungsoptionen und 
Instrumenten, an ihrer Wirksamkeit und den 
Bedingungen, unter denen sie wirken können. 
Das ist etwas sehr anderes als eine wissenschaft-
liche oder eine analytische Draufsicht. Insofern 
begrüße ich sehr, dass ich heute die Gelegenheit 
bekomme, die Perspektive zu wechseln und mich 
mit der anderen Seite intensiv auszutauschen. 
Eine solche Debatte hilft, sich zu vergewissern, 

inwieweit die eigene Orientierung den Ansprü-
chen Rechnung trägt, die aus der Wissenschaft 
kommen, aus der Soziologie oder den Naturwis-
senschaften, oder aus der gesellschaftspolitischen 
Debatte. Das finde ich sehr befruchtend.  

Um es vorwegzunehmen: Die Thesen von Herrn 
Neckel teile ich in weiten Teilen. Wenn es um die 
Analyse der Situation geht, um die Problematik, 
mit der wir konfrontiert sind, was die einzelnen 
Blockaden und die einzelnen Probleme bei der 
Bewältigung der Klimakrise sind: Da sind wir 
überhaupt nicht weit auseinander, da müssen wir 
heute kein Streitgespräch führen. Was folgt dar-
aus – aus dieser sehr grundlegenden Kritik? Den 
letzten Satz fand ich sehr bemerkenswert. Ich 
hatte mir notiert, da hätte ich mir jetzt doch ein 
paar mehr Sätze gewünscht, was daraus folgen 
soll, denn das ist meine tägliche Aufgabe. Und 
darum erlauben Sie mir, dass ich nicht auf alle 
Thesen im Einzelnen eingehe, sondern mich auf 
die stärker handlungsleitenden Punkte konzent-
riere. Das können wir in der Diskussion noch 
weiter vertiefen.  

Erst einmal vorweg: Ich teile zu hundert Prozent 
die Ansicht, dass es ein völlig fehlgeleiteter An-
satz ist, die Aufgabe des Klimaschutzes zu priva-
tisieren, also dem Einzelnen zuzuschieben. Ich 
finde, dazu passt eine wirklich wunderschöne 
Anekdote, die leider nicht erfunden, sondern 
wirklich wahr ist: Wer hat eigentlich den ersten 
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Rechner für individuelle CO2-Emissionen, die 
Emissionen von Bürgerinnen und Bürgern, in die 
Welt gesetzt? Soweit ich weiß, ist der erste Car-
bon Footprint Rechner von der Firma BP entwi-
ckelt und ins Netz gestellt worden. Und seitdem 
beschäftigen sich alle damit: Welches Auto fahre 
ich? Esse ich zu viel Fleisch? Sollte ich nicht viel-
leicht mit einem Fahrrad an die Ostsee fahren, 
anstatt in den Urlaub zu fliegen? Und wenn ich 
alles richtig mache, dann ist das bei einem Car-
bon Footprint Rechner so: dann ist die Welt geret-
tet. Wenn wir alle kein Fleisch mehr essen, wenn 
wir alle nur noch Fahrrad fahren, wenn wir nicht 
mehr fliegen und wenn wir uns eine Solaranlage 
aufs Dach schrauben. Und das ist natürlich über-
haupt nicht der Fall. Da hat Herr Neckel voll-
kommen recht. 90 Prozent der CO2-Emissionen 
werden durch die Produktion der Energie und der 
industriellen Produkte, die wir verwenden, verur-
sacht. Selbst wenn man bei den genannten Punk-
ten alles richtig macht, hat das wenig Einfluss. 
Insofern muss ich sagen: Chapeau! Das ist, glau-
be ich, wirklich das beste Ablenkungsmanöver 
bei einer sehr existenziellen Frage unserer Gesell-
schaft, das jemals gelungen ist. Und ich finde es 
erstaunlich, dass wir alle immer noch fröhlich 
und mit so einer Inbrunst darüber diskutieren, 
anstatt über die wirklich wichtigen Dinge zu re-
den.  

Vielleicht das einmal vorweg: Ich muss sagen, 
dass ich den langjährigen Direktor des Potsdam-
Instituts für Klimafolgenforschung Hans-Joachim 
Schellnhuber sehr schätze, den Sie, Herr Neckel, 
mit seinem Vorschlag eines individuellen CO2-
Budgets erwähnt haben. Robert Habeck, der 
Bundeswirtschaftsminister, hat das schon sehr 
eindeutig zurückgewiesen. Das sehe ich auch so. 
Ich will hier zur Ehrenrettung des Potsdam Insti-
tuts sagen, dass dies ein privates Steckenpferd 
von Herrn Schellnhuber zu sein scheint. Denn in 
den offiziellen Veröffentlichungen des Instituts ist 
dieser Ansatz nicht zu finden.  

Wenn man sich das Niveau der Debatten bei 
Anne Will oder Maischberger ansieht, dann sind 
doch große Teile der Bevölkerung deutlich weiter, 
als man es glauben würde. Andererseits habe ich, 
als ich Ihre Thesen, Herr Neckel, gelesen habe, 
davon, welche Instrumente jetzt gerade in der 
Anwendung sind und an welchen Dingen die 
Politik, wenn sie denn handelnd ist, wirklich 
arbeitet, vieles dort nicht wiedergefunden. Da 
sind wir doch schon ein Stück weiter. Gerade in 
unserer Stadt ist bereits eine Menge in Bewegung 
geraten, das ich auch gerne in der Debatte gleich 
ansprechen möchte.  

Aber ich möchte, obwohl ich den Ansatz von 
Ihnen teile, dass man auf dem falschen Weg ist, 
wenn man den Klimaschutz privatisiert, doch 
sagen – gar nicht, um Ihnen zu widersprechen, 
sondern eigentlich nur um zu ergänzen –, dass 
natürlich eine gewisse Aussage über Pro-Kopf-
Emissionen auch immer hilfreich und sinnvoll ist, 
die man auch deshalb nicht gänzlich zur Seite 
legen sollte. Wenn man die Pro-Kopf-Emissionen 
nach Einkommens- oder Vermögenslage differen-
ziert, dann hat man auch ein sehr deutliches Bild 
der sozialen Frage, so wie Sie es entworfen ha-
ben. Das haben Sie sehr eindrücklich und sehr 
überzeugend dargestellt. Und ich kann auch die 
Leute gut verstehen, die sich einfach im Leben, 
im Alltag richtig verhalten wollen. »Es gibt kein 
richtiges Leben im Falschen« ist, glaube ich, nicht 
das Richtige und darum werden wir als Behörde 
auch weiterhin der Bevölkerung Energiespar-
Tipps geben, Beratung anbieten und auch leiten-
de Hinweise, ohne damit zu glauben, dass die 
sehr komplexen Probleme damit gelöst wären.  

Und das dritte, was mir noch wichtig ist: Wir 
reden, wenn es um das Pro-Kopf-Budget geht, 
immer nur über uns in unserer Rolle als Konsu-
menten. Das mag im Kapitalismus ja auch eine 
ganz schöne Betrachtungsweise sein. Das über-
fordert aber natürlich Konsumenten und Konsu-
mentinnen. Da wird ihnen eine Rolle zugewiesen, 
die sie gar nicht erfüllen können. Allein schon, 
wenn man im Laden ist, die Informationen zu 
haben, die man bräuchte, um Lieferketten globa-
ler Art nachvollziehen zu können, um wirklich 
die erwünschten lenkenden Entscheidungen zu 
treffen, ist ja gar nicht möglich. Aber was dage-
gen zu wenig betont wird, ist die individuelle 
Verantwortung von uns allen als Staatsbürger, 
denn als Staatsbürger sind wir alle auch politisch 
Handelnde. Ich sage, in unserer Staatsform wird 
die Regierung durch Wahlen bestimmt und alle 
haben die Regierung, die sie verdienen, nämlich 
die, die sie gewählt haben; dann kann man genau 
da ansetzen, anstatt nur über das eigene Kon-
sumverhalten zu reden.  

Ganz häufig hatte ich bei Ihren Thesen die Frage, 
ja, das ist eine gute Analyse, soziale Konflikte 
müssen ausgetragen werden und sie müssen 
dann auch gelöst werden – aber wie macht man 
das? Darum vielleicht noch vorweg: Wenn Sie 
erwarten, dass ich gewisse grüne Milieus in der 
Debatte hier verteidige, die strickenden Männer 
im Norweger Pulli oder die Aussteiger auf dem 
Bauernhof oder ähnliches, muss ich sagen, dass 
das natürlich eine Schablone ist, die nicht wirk-
lich auf eine Partei zutrifft, die in dieser Stadt in 
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der letzten Wahl 25 Prozent erreicht hat. Damit 
will ich die Rolle dieser Milieus gar nicht klein 
machen. Das war damals wirklich eine Minder-
heitenmeinung, die belächelt und verspottet wur-
de. Und die mussten viel erdulden. Mittlerweile 
haben sie mit den Themen aber Hegemonie er-
rungen.  

Sie haben richtigerweise gesagt, Herr Neckel, 
Nachhaltigkeit will jeder. Aber was heißt das? 
Wenn ich in den elf Landesregierungen mit grü-
ner Beteiligung gucke, dann finden sie da nicht so 
wahnsinnig viel von grünen Milieus, sondern da 
geht es eigentlich eher darum, was macht man 
jetzt? Da ist nicht die entscheidende Frage: Brau-
chen wir jetzt einen Systemwechsel? Gibt es ei-
nen grünen Kapitalismus? Kann es eine grüne 
Marktwirtschaft geben? Oder grünes oder nach-
haltiges Wachstum, das verträglich ist? Dazu 
muss ich Ihnen sagen: Wenn man jetzt wirklich 
eine Revolution braucht, dann wird die nicht aus 
der Verwaltung kommen, und schon gar nicht 
aus der Hamburger Verwaltung. Das ist aber, 
glaube ich, auch gar nicht schlimm. Denn es ist 
doch so: Wenn man nicht nur auf Deutschland, 
nicht nur auf Hamburg guckt – wir haben ja 
manchmal eine sehr beschränkte Sichtweise – 
wenn man sich 1,4 Milliarden Inder anguckt oder 
dieselbe Zahl an Chinesen, von denen viele am 
Rande des Existenzminimums leben: Es wird 
Wachstum geben auf der Welt und sogar in be-
trächtlichem Maßstab. Und darum, selbst wenn 
man nicht glaubt, dass das die alles entscheiden-
den Punkte sind, ist es auch nicht falsch, in der 
Marktwirtschaft ökologische Leitplanken einzu-
ziehen. Denn ein gewisses Wachstum ist auch – 
angesichts einer Weltbevölkerung, die einfach 
nachzieht in ihren Lebensbedürfnissen, die be-
friedigt werden müssen – eine Frage der Gerech-
tigkeit. Und darum ist es richtig, dass man über 
marktwirtschaftliche Instrumente nachdenkt. 
Aber wenn es darum geht, wie wir jetzt die ver-
schiedenen sozialen Konflikte lösen, die Sie rich-
tigerweise angesprochen haben, dann, glaube ich, 
ist die Frage weniger die nach Wachstum, son-
dern eigentlich eher die nach Wohlstand.  

Was wollen wir denn erreichen mit dem Wachs-
tum? Wenn man sich diese Frage stellt, kommen 
automatisch die Aspekte zum Tragen, die in die-
ser Bruttoinlandsprodukt-pro Kopf-Rechnung gar 
nicht vorkommen, nämlich Gemeingüter, öffentli-
che Infrastruktur und Ähnliches. Um es deutlich 
zu sagen: Wie soll denn ein Bürger unserer Stadt 
sich ökologisch verhalten, wenn die Infrastruktur 
dieser Stadt so ausgebaut ist, dass man sich gar 
nicht ökologisch verhalten kann, wenn derjenige, 

der es tut, nicht belohnt, sondern teilweise be-
straft wird oder unbillige Härten und Anstren-
gungen auf sich nehmen müsste, während denen, 
die sich nicht darum kümmern, der rote Teppich 
ausgerollt wird. Insofern, glaube ich, ist ein ganz 
entscheidender Punkt, mit dem sich Politik be-
schäftigen sollte: Wie bauen wir diese Stadt, wie 
bauen wir dieses Land so um, dass Bürgerinnen 
und Bürger sich dort ökologisch, nachhaltig, zu-
kunftsfähig, verantwortlich verhalten können? 
Und da muss ich sagen, dass, wenn man auf 
Hamburg guckt, – ich beschränke mich jetzt auf 
unser Wirkungsfeld hier – dass die Hamburger 
Stadtöffentlichkeit in den letzten Jahren erheblich 
weiter ist, als das in Ihren Thesen zum Ausdruck 
kommt.  

2003 hatten wir eine Volksinitiative gegen die 
damals geplante Privatisierung der Wasserversor-
gung. Die war ein derartig durchschlagender Er-
folg, dass alle, die Privatisierung damals betrie-
ben haben, dementiert haben, dass sie das jemals 
vorgehabt hätten. Und wir haben seitdem eine 
Wasserversorgung in öffentlicher Hand – als eine 
der wenigen Großstädte dieser Welt, die das 
Wasser allein aus Grundwasser bezieht und nicht 
aus Flusswasser aufbereitet, was ein hohes Gut 
darstellt. Seit 2007 haben wir an der Rekommu-
nalisierung der Energienetze und der Fernwärme-
versorgung gearbeitet. 2010 ist die Volksinitiative 
gestartet, 2013 ist nach wirklich heftigsten politi-
schen Auseinandersetzungen der Volksentscheid 
denkbar knapp gewonnen worden mit 51,6 zu 
49,1 Prozent, also mit ein paar tausend Stimmen, 
die den Unterschied gemacht haben. Und bis 
2018 wurden auf dieser Grundlage unsere Ener-
gienetze rekommunalisiert, das größte Rekom-
munalisierungsprogramm, das diese Republik 
erlebt hat. Im Grunde genommen sind die öffent-
lichen Unternehmen, von denen ich mittlerweile 
das Privileg habe, der Aufsichtsratsvorsitzende zu 
sein, das Rückgrat der Klimapolitik des Senats. 
Und wir haben dort viele Dinge in Gang gesetzt, 
die jetzige Bundesregierung gerade versucht für 
ganz Deutschland nachzuvollziehen.  

Neben der Infrastruktur für Wasser, Energie und 
Verkehr ist der andere wichtige Punkt natürlich 
der Grund und Boden in dieser Stadt, der ein 
ganz entscheidendes öffentliches Gut darstellt, 
gerade auch für die Lebensqualität. Auch da hat 
eine Volksinitiative »Hamburgs Grün erhalten« 
viel erreicht. Die Initiative hat mit dem Senat 
verhandelt und gemeinsam haben wir Verfahren 
erarbeitet, die Qualität des Grüns unserer Stadt 
erst mal genau erfassen, haben über Prozesse 
diskutiert und Vereinbarungen getroffen, um die 
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Qualität zu verbessern und das zu monitoren, um 
sicherzustellen, dass das in einer wachsenden 
Stadt auch möglich ist. Daher ist Hamburg im 
Moment im Bundesvergleich das Land, das fast 
10 Prozent seiner Fläche unter Naturschutz ge-
stellt hat, das im Biotopverbund bei 22 Prozent 
liegt – bundesweit sind 15 Prozent gefordert – 
und das ein umfassendes grünes Netz hat. Inso-
fern ist dieser Wert der Fläche in der Bevölkerung 
durchaus als ein wichtiges Gut anerkannt. Und 
die Bevölkerung hat sich in die Politik einge-
bracht und dort Veränderungen herbeigeführt.  

Gerade diese Initiative »Hamburgs Grün erhalten« 
ist ein sehr gutes Beispiel, wie eine Zivilgesell-
schaft mit der Verwaltung und mit der Wissen-
schaft zusammenarbeitet, um etwas zu verbes-
sern in dieser Stadt. Das heißt natürlich nicht, 
dass jetzt schon alles super ist. Aber ich gebe 
Ihnen recht: Diese Marktgläubigkeit, wonach wir 
jetzt gar kein Ordnungsrecht mehr brauchen, wir 
gar keine Regeln mehr setzen sollen, sondern der 
Markt alles regelt, indem der Preis hoch geht – 
das ist eine etwas zu naive Vorstellung. Im Ener-
giebereich gibt es gar keinen Markt. Da werden 
die Preise nicht durch Angebot und Nachfrage auf 
irgendwelchen Märkten ermittelt, sondern da legt 
die Politik die Regeln fest, nach denen sich die 
Preise bilden. Und da stellt man jetzt fest, und Sie 
kritisieren das ja zu Recht, dass zum Beispiel die 
CO2-Bepreisung, der Emissionshandel, im Mo-
ment noch nicht den Effekt erzielt, den es bräuch-
te. Ganz einfach, weil in dem Moment, wo Preis-
erhöhungen anstehen, politisch eingegriffen wird. 
Aber andererseits ist ja die Frage, was würden 
wir denn tun, wenn solche Instrumente nicht 
mehr zur Verfügung stünden? Und da möchte ich 
drauf hinweisen: Wenn man eine Politik hat, die 
die öffentlichen Güter, die Infrastruktur sicher-
stellt und andere Dinge durch Preissignale zu 
steuern versucht, kann man in dieser Kombinati-
on eine ganze Menge erreichen.  

Natürlich ist der CO2-Preis im Moment zu niedrig, 
aber er wird gerade auf den Mobilitäts- und auf 
den Gebäudesektor ausgeweitet. Die zur Verfü-
gung stehenden Zertifikate werden regelhaft ver-
knappt und die Mittel fließen in Klimaschutz-
maßnahmen. Das ist jetzt der Blick eines Prakti-
kers. Was geht unter den heutigen Bedingungen? 
Mehrheiten werden gewählt und dann gibt es 
aber Situationen, wo in Koalitionsverhandlungen 

eine Erhöhung des CO2-Preises im Emissionshan-
del festgelegt worden ist, aber in der nächsten 
Krise diese Schritte aufgehoben werden. Da ist 
wieder der Punkt: Da braucht es keine mündigen 
Konsumenten, sondern mündige Staatsbürger, die 
sich in Debatten einbringen, die ihre Abgeordne-
ten ansprechen, die auch unterscheiden können, 
dass es nicht »die Politik« gibt, sondern unter-
schiedliche Kräfte in der Politik und im Parteien-
system, Staatsbürger, die unterscheiden können, 
dass die einen dies und die anderen das vertreten. 
Vor diesem Hintergrund glaube ich, dass es gelin-
gen kann, diese Konflikte, die Sie angesprochen 
haben, in einem gesellschaftlichen Diskurs offen-
siv anzugehen und schrittweise zu lösen.  

Der Schlüssel ist am Ende wirklich die Infrastruk-
tur. Ich glaube, Bundesfinanzminister Lindner 
macht sich schon ein bisschen lächerlich, wenn 
er in der Verkehrspolitik angesichts der Bilanz, 
die sein Verkehrsminister Herr Wissing dort hin-
gelegt hat, den Bürgerinnen und Bürgern ver-
sucht, die Schuld zuzuschieben. Aber so wie in 
Hamburg – da bin ich ganz optimistisch – wird es 
auch im bundesweiten Diskurs gelingen, die Poli-
tik auf die entscheidenden Fragen zurückzubrin-
gen, und das ist die Aufgabe der öffentlichen 
Güter, der Infrastruktur. Da ist am Ende natürlich 
die soziale Frage eine entscheidende. Dazu kom-
me ich jetzt nicht mehr, ich bekomme schon ein 
Zeichen, ich soll mich kürzer fassen. Aber das ist, 
glaube ich, auch ein Gemeinplatz. Ohne die so-
ziale Frage zu beantworten, kann man die Klima-
krise nicht bekämpfen. Das ist eigentlich Kern des 
Nachhaltigkeitsbegriffs gewesen, bevor er so in-
flationär und für alles Mögliche, für dieses und 
jenes, verwendet wurde. Darauf muss man zu-
rückkommen und das bedeutet am Ende öffentli-
che Infrastruktur in öffentlicher Hand, dem Ge-
meinwohl verpflichtet, unter öffentlicher Kontrol-
le von Bürgerinnen und Bürgern, die alle vier 
Jahre Bilanz ziehen und mit ihrer Stimme Konse-
quenzen einfordern. Das ist vielleicht nicht das 
Patentrezept, aber in der jetzigen Situation ein 
Mittel, das zumindest hier in Hamburg dazu ge-
führt hat, dass unsere Infrastruktur jetzt nicht 
mehr an Kapitalinteressen, an einer Rendite von 
15 oder 20 Prozent orientiert ist, sondern auf das 
ausgerichtet ist, was wir alle gemeinsam machen 
müssen: Erneuerbare Energien ausbauen sowie 
ressourcenschonend und klimaverträglich unsere 
Stadt voranbringen. Vielen Dank.  
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Klimapolitik contra Sozialpolitik? 
Klimapolitik kann nur funktionieren, wenn sie ressortübergreifende Sozialpolitik ist 

Kristin Alheit 

Der folgende Text stellt ein von der Autorin 
für die epd-Dokumentation bearbeitetes und 
ergänztes Resümé des Abschlusspodiums der 
Tagung dar. 

Die Klimakrise und wie wir zurzeit damit umge-
hen, (be)trifft uns alle. Aber sie trifft arme, 
schwache und kranke Menschen besonders hart. 
Je weniger Geld jemand hat, je schlechter die 
Gesundheit ist, desto gravierender sind die indi-
viduellen Auswirkungen und desto weniger Res-
sourcen hat man für persönliche Schutzmaßnah-
men. Steigende Preise bei Lebensmitteln, weil die 
Ernten schlechter ausfallen; Hitzeschutzmaß-
nahmen in den eigenen vier Wänden; kleine 
Fluchten aus der zugebauten Stadt zum Durch-
atmen in Garten oder Ferienhaus: Für Menschen 
mit kleinem Geldbeutel unerschwinglich. 

Und nicht nur der Klimawandel betrifft uns alle, 
auch die Maßnahmen, mit denen wir ihm begeg-
nen und ihn bremsen wollen, betreffen alle. Und 
das ist besonders ungerecht, weil nicht alle gleich 
stark verantwortlich sind für die Klimakrise. 

Die einkommensstärksten 10 % aller Haushalte in 
der EU sind für ein Viertel der CO2-Emissionen 
verantwortlich. Doch was tun sie? Während die 
ärmste Hälfte der Haushalte in den letzten Jahren 
ihren CO2-Ausstoß um 24 Prozent reduziert hat, 
sparten die Haushalte mit mittlerem Einkommen 
dagegen nur 13 % ein und die reichsten 10 % der 
Haushalte legten sogar um 3 % zu. 

Das heißt: Diejenigen, die am ehesten die finanzi-
ellen Mittel haben, die Kosten des Klimawandels 
zu schultern, sind auch diejenigen, die am meis-
ten dazu beigetragen haben. Und diejenigen, 
deren Anteil daran am geringsten ist, leiden am 
meisten darunter. Das gilt hier, in einem so rei-
chen Land wie Deutschland, in einer so reichen 
Stadt wie Hamburg. Das gilt aber auch global, 
wenn wir auf die Industrienationen und die Ent-
wicklungsländer schauen.  

Es ist nicht gerecht, wenn an den lautesten und 
feinstaubbelastetsten Straßen oder in den am 
schlechtesten gedämmten Häusern die Menschen 
wohnen, die sich keine besseren Wohnungen 
oder Wohnlagen leisten können. Während es 

vielfach die vermögenden Bevölkerungsteile der 
Stadt sind, die mit großen Autos umherfahren 
oder in ihrem eigenen Garten frische Luft atmen. 
Und vielleicht sogar eine Solaranlage auf dem 
Dach haben und stolz darauf sind. 

Klimapolitik ist sehr wichtig, viel zu wichtig, als 
dass wir noch lange Zeit hätten, über die konkre-
te Art und Weise zu diskutieren. Aber eines muss 
unbedingt klar sein: Klimapolitik muss Sozialpoli-
tik sein. Wir können unsere Klimaziele nur errei-
chen, wenn wir alle Menschen mitnehmen. Wenn 
wir die Kosten nicht gleich, sondern gerecht ver-
teilen! Wenn wir dafür Sorge tragen, dass alle 
Menschen unabhängig von ihren finanziellen 
Möglichkeiten nachhaltig und ökologisch verträg-
lich leben können.  

Mehr noch, Klimapolitik muss viel mehr sein. Sie 
muss zugleich Bildungspolitik, Agrarpolitik, Wirt-
schaftspolitik, Sozialpolitik, Arbeitsmarktpolitik, 
aber auch Außen- und Entwicklungspolitik sein. 
Sie muss ganzheitlich gedacht werden, denn uns 
steht eine große Transformation bevor, deren 
Auswirkungen sehr weitreichend sein werden, 
vor allem, wenn sie nicht rechtzeitig und nicht 
gut genug gemacht wird. Sie muss nun zügig 
voranschreiten, aber sie muss alle mitbedenken, 
denn sie betrifft alle. 

Das wird für niemanden leicht. Für die Politi-
ker*innen nicht, die in Wahlzyklen gefangen sind 
und von denen erwartet wird, dass sie komplexe 
Zusammenhänge schnell und richtig entscheiden 
und in wenigen Sätzen verständlich kommunizie-
ren. Für die Bevölkerung nicht, weil sie darauf 
vertrauen muss, dass die Expert*innen die richti-
gen Entscheidungen treffen und die entstehenden 
Unannehmlichkeiten das kleinere und notwendi-
ge Übel sind, um Schlimmeres abzuwenden.  

Da sind Proteste und Konflikte vorprogrammiert, 
die gehören zu einer sich wandelnden Gesell-
schaft in einer Demokratie dazu. Aber wir müs-
sen auch voneinander und füreinander lernen. 

Wenn unser Staat nicht eine Öko-Diktatur werden 
will – und davon sind wir zum Glück weit ent-
fernt – dann braucht es das Verständnis und das 
Einverständnis der Bevölkerung für einschnei-
dende Maßnahmen.  
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Durch die notwendigen Transformationen und 
Veränderungen von Verhaltensweisen wird es 
Verlierer*innen gegen, werden Jobs wegfallen 
und Sicherheiten verloren gehen. Ganze Bereiche, 
die es heute noch gibt, werden in wenigen Jahren 
so nicht mehr existieren, dafür werden neue Ar-
beitsfelder und neue Arbeitsplätze geschaffen. 
Nicht jede*r wird davon profitieren. Das muss die 
Gesellschaft aushalten und auffangen. Es ist mit-
entscheidend, dass wir den Menschen, die jetzt 
schon von Teilhabe, Wohlstand oder Gesundheit 
weitgehend abgehängt sind, die Angst nehmen, 
dass sie bei den bevorstehenden Transformati-
onsprozessen noch weiter zurückfallen. Und die, 
denen es jetzt (noch) gut geht, haben ebenfalls 
Angst. Angst, dass ihnen etwas verloren geht, 
dass ihr Leben schlechter wird. Auch das kann 
man nicht einfach wegreden.  

Daher muss ganzheitlicher und nicht fokussiert 
auf Einzelmaßnahmen gedacht werden. Eine 
Klimapolitik, die nicht zugleich eine ressortüber-
greifende Sozialpolitik ist, wird auf ganzer Linie 
scheitern. Sie wird zu große Teile der Bevölke-
rung nicht mitnehmen. Nicht mitnehmen im Ver-
ständnis, nicht mitnehmen im Handeln. 

Der bevorstehende Prozess wird für viele 
schmerzhaft sein. Doch dies wird nötig sein, um 
Schlimmeres zu verhindern. Für unsere Kinder 
und Enkel, für die Natur, für eine lebenswerte 
Umwelt für alle Menschen. 

Eine Gesellschaft funktioniert nur als Ganzes, und 
am besten nach dem Prinzip: die Stärkeren helfen 
den Schwächeren. Die, die mehr leisten können 
und zumeist auch eine größere Umweltbelastung 
bewirken/bewirkt haben, müssen stärker zur 
Verantwortung gezogen werden. Sie sind die 

breiten Schultern, die bisher das wirtschaftliche 
Wachstum, den Konsum und den CO2-Ausstoß 
angekurbelt haben. Nun müssen sie den ökologi-
schen Wandel ankurbeln. Sie sind in der Lage 
dazu, wenn die Politik sie entsprechend geleitet. 
Sie können Vorreiter*innen und Wegberei-
ter*innen für alle sein. Und auch die, die wenig 
Geld haben, können Bereiche in diesem Prozess 
finden, in die sie sich einbringen können, können 
Teil der Veränderung werden und mitgestalten. 
Politik muss ihnen das ermöglichen. 

Noch sind wir der Lage nicht ganz ausgeliefert, 
noch können wir handeln. Doch wir müssen auf-
hören, nur in homöopathischen Dosen vorzuge-
hen. Mir scheint das momentan die politische 
Lösungsstrategie zu sein, damit niemand merkt, 
wie einschneidend es noch werden wird. Doch 
das wird uns in ein paar Jahren um die Ohren 
fliegen, dann wird Schluss sein mit Mäuseschrit-
ten, dann muss es schnell gehen, wenn wir noch 
etwas bewirken wollen. Dann werden die Kon-
flikte noch größer, noch heftiger, da sind die Pro-
teste der sogenannten Klimakleber, die mehr 
Tempo fordern, nichts dagegen und vielleicht das 
Zeichen von jungen Leuten, das jetzt gebraucht 
wird. 

Daher sollten wir jetzt die Diskussionen offen 
führen, alle Ressorts beteiligen, entschlossen 
vorangehen, Fehler zulassen, uns nicht im politi-
schen Klein-Klein verlieren, sondern uns darauf 
besinnen, dass wir in Hamburg, in Deutschland 
eine Gesellschaft sind, sowie in Europa und auf 
der Erde eine Gesellschaft von Gesellschaften 
sind. Und am besten handeln Gesellschaften mit-
einander und füreinander, um ihre Zukunft zu 
sichern. Auch wenn es nicht einfach wird.  
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